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Im Namen der Republik

Das Oberlandesgericht Vüien hat aIs Berufungsgericht

durch die Senatspräsidentin Dr. Schrott-Mader als Vorsit-

zende sowie die Richter Mag. Guggenbichler und Mag. Böhm

in der Rechtssache der klagenden Partei Bundesarbeitskann-

mer, Prinz-Eugen-Straße 20-22t I040 Vüien, vertreten durch

Dr. Sebastian Schumacher, Rechtsanwal-t in lVien, wider die

beklagte Partei TUI DeutschLand GmbH, Karl-Wiechert-Allee

23, 30620 Hannover (Deutschland), zuLetzL vertreten durch

Dr. Eike Lindinger, Rechtsanwalt in Wien, wegen Unterlas-

sung und Urteilsveröffentlichung (Streitwert EUR 34.900),

über die Berufung der beklagten Partei (Berufungsinter-

esse: EUR 34.900) gegen das Urteil des Handelsgerichts

Wien vom 25.4.2022, 57 Cg 54/20x-20, in nichtöffentlicher

Sitzung zu Recht erkannt:

1. Der Berufung wird teilweise Folge gegeben.

Das angefochtene Urteil, das hinsichtlich seiner

nunmehr als Punkt 3. bezeichneten Kostenentscheidung

und seines nunmehr als Punkte 4. und 5. bezeichneten

Ausspruchs über die Urteilsveröffentlichung unverändert

bleibt, wird j-m Ausspruch über das Unterlassungsbegehren

teilweise bestätigt und teilweise abgeändert, sodass die

neu gefassten Punkte 1. und 2. wie folgt lauten:
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,,7 . Die bekTagte Partei ist schuTdig, binnen dret

Monaten die Verwendung der nachstehend genannten KfauseLn

oder sinngleiche Kfausefn 1n ATTgemeinen Geschäftsbedin-

gungen und Vertragsformbfättern im geschäftl-ichen Verkehr

mit Verbrauchern mit lrdohnsitz in Österreich zu unterl-as-

sen und es weiters binnen drei Monaten zu unterlassen,

sich auf diese oder sinngleiche Kl-auseln zu berufen,

soweit djese bereits Inhaft der von der beklagten Partei

mit Verbrauchern abgeschTossenen Verträge geworden sind:

a. 3 Kinderenäßigungen

,.... Bei f af schen ALtersangaben ist der Reiseveran-

stafter berechtigt, darauf beruhende Differenzen zum kon-

kreten Reiseprers zuzüglich einer Bearbeitungsgebühr von

EUR 50,-- nachzuerheben.

b. 4 Besondere Hinweise für FerienwohtaruragerT., Eetien-

häuser, TUL Cars und Caryter

,r... Die RückzahTung oder Verrechnung erf olgt, wenn

die Ferienwohnung/das Ferienhaus/der Camper bei Beendi-

gung des Aufenthal.tes in ordnungsgemäßem Zustand gerei-

nigt zurückgegeben worden sind. "
c. 5 Sonderwünsche, indiwidueTTe Reisegestaltung'

Reiseleitung

,,5.1.7. VertriebssteLLen dürfen Sonderwünsche nut

entgegennehmen/ wenn diese afs unverbindlich bezeichnet

werden.

VertriebssteJ-fen sind wedet vor/ noch nach

Abschfuss des Reisevertrages berechtigt, ohne schtiftl'i-

che Bestätigung des Reiserzeranstafters, von Leistungs-

beschreibungen bzw. bereits abgeschTossenen Reiseverträ-
gen abweichende Zusagen zu geben oder Vereinbarungen zu

treffen, soweit sie hierzu nicht gesondert bevolTmächtigt

sind. "
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,,5 .7 .2 . Für die Bearbeitung individuelTer, von der

jeweiligen Leistungsbeschreibung abweichender Rei.sen,

wird eine Gebühr von maximaL EUR 50r-- pro Reisenden und

Woche erhoben."

,,5,1.3. Bei vom Reisenden im Zielgebiet qewünschten

FTug- und/oder Hotefumbuchungen behäl-t der Re-iseveran-

stafter sich zusätzJ-ich zu den gegebenenfafls entstehen-

den Nlehrkosten die Erhebung einer angemessenen Beatbei-

tungsgebühr pro Person vor.

d. 6 Flugbeförderung

o6. 2. ZwischenTandungen

Der Reiseveranstafter weist darauf hin, dass es bei

DirektfLügen aus fTug- und programmtechnischen Gründen zu

ZwischenTandungen kommen kann. "

e. 7 Leistungsändentngen

,,7.7. Vor Vertragsschfuss kann der Reiseveranstafter
jederzelt eine Anderung der Leistungsbeschreibungen vor-

nehmen, über die der Reisende vor Buchung seTbstverständ-

J-ich informiert wird. "

,,7 .3. ... Gegebenenf al-l-s wlrd er dem Kunden unentgelt-

l-iche Umbuchung oder einen unentgeJtfichen Rückttitt

anbieten...."
f . g Rüektritt durch den Reisenden wor Reise*,egiztn/

Rüektrittsge&rühren

,,8.2. ... Die Rücktrittsgebühren sind in Zif fer 8.4.

pauschaliert. Sie bestimmen sich nach dem Reisepreis

abzüg7ich des Werts der vom Reiseveranstal-ter ersparten

Aufwendungen sowie abzüg7ich dessen, was er durch ander-

weitige Verwendung der ReiseLei stungen erwirbt. Die nach-

foTgenden Pauschafen berücksichtigen ferner den Zeitraum

zwischen der RücktrittserkTärung und dem Reisebeginn. Sie
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sind auf VerJangen des Kunden vom Rejseveranstafter zu

begründen. Dem Kunden bl-eibt darüber hinaus der Nachweis

offen, die dem Reiseveranstal-ter zustehenden Gebühren

seien wesentJ-ich geringer als die von ihm geforderte Ent-

s chä digung spau s cha f e . "

,,8.4. Der pauschaTierte Anspruch auf Rücktrittsge-

bühren beträgt pro Person/pro Wohneinheit bei Rücktritt:

8. 4. 7. Standard-Gebühren:

A/B Reise mit (A) und ohne (B) FTugbeförderung

bis zum 30. Tag vor Reiseantritt 25 I

ab dem 29. Tag vor Reiseant ritt 40 Z

ab dem 19. Tag vor Reiseantritt 50 I

ab dem 9. Tag vor Reiseantritt 75 E

ab dem 3. Tag vor Reiseantritt bis
zum Tag des Reiseant ritts oder bei

Nichtantritt der Reise 80 &

des Reisepreises.

8.4.2. Ausnahmen von der Standardtegelung:

A Ferienwohnungen/-häuser/Appartements, Carawan-

Parks, auch bei Bus- und Bahnanreise, Motorradrundreisen,

airtours Private travef
bis zum 45. Tag vor Reiseanttitt 25 Z

ab dem 45. Tag vor Reiseant ritt 50 Z

ab dem 35. Tag vor Reiseantritt bis zum Tag des Rei-

seantritts oder

bei Nichtantritt der Reise B0 Z

des Reisepreises,

B Schif f sreisen , SpeziaTprografilme / Aktivprografitme I

Camper- Progranme

bis zum 31. Tag vor Reiseantritt 25 Z

ab dem 30. Tag vor Reiseantritt 40 &

ab dem 24. Tag vor Reiseantritt 50 &
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ab dem 77. Tag vor Reiseantritt 60 +

ab dem 10. Tag vor Reiseant ritt bis
zum Tag des Reiseantritts oder

bei Nichtantritt der Reise B0 +

des Reisepreises.

C Bei Tediglich vermitteLten Eintrittskarten, zB für
MusicaLs, geTten die Rücktrittsbedingungen des jeweiTigen

Anbieters, die lhnen bei Buchung mitgeteiTt werden.

D Bei Produkten, die mit dem Vermerk o80 Z Rück-

trittsgebühr ab Buchung" gekennzeichnet sind, werden

unabhängig vom Zeitpunkt des Rücktritts Rücktrittsgebüh-

ren von 80 Z des Rei.sepreises fä77i9.

Bei Produkten, die mit dem Vermerk,,kostenToser

Storno bis 78 .00 Uhr am AnreiseLaEr"' gekennzeichnet sind,

fafLen bei einem Rücktritt bis 78:00 Uhr (MEZ) am Abrei-

setag keine Rücktrittsgebühren äfir bei zeitfich späterem

Rücktritt bis hin zum Nichtantritt der Reise werden Rück-

trittsgebühren in Höhe von B0 Z des Rersepreises fä77i9,

E Für besondere Produkte des Reiseveranstafters Wol--

ters Reisen GmbH (nit Ausnahme der Marken ,,atraveo" und

,,7[JI V177as" ) geTten abweichende Bedingungen, die Ihnen

jeweiTs vor der Buchung mitgeteiTt werden und mit aktuel-
fem Stand unter www.tui-wol-ters.de/agb zu finden sind:

Schiffsreisen mit Hurtigruten, Icefand Pro Cruises, Hansa

Touristik, Oceanwide Expeditions, PTantours Kreuzfahrten,

Transocean Kreuzfahrten, HaviTa Kystruten und Göta Kanaf

sowie das Finnl-and Winterprografitm.

F Für TUI Cars werden Rücktrittsgebühren in Höhe von

80 + erst ab 24 Stunden vor Anreise und bei lVichtabnahme

des Mietwagens fäLlig.
G Für Angebote von XTUI

bis zum 31. Tag vor Reiseantritt 40 E
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ab dem 30. Tag vor Reiseantritt 60 Z

ab dem 77. Taq vor ReiseantriLt 70 Z

ab dem 70. Tag vor Rejseantritt bis zum Tag des Rei-

seantritts oder bei Nichtantritt der Reise B0 I des Rei-

sepreises. "

,,8 .5. Der Reiseveranstaf ter behäLt sich vor /

ansteLfe der vorstehenden Pauschafen eine höhere, indivi-

d.ueLf berechnete Entschädigung zu fordern/ soweit der

Rejseveranstafter nachweist, dass ihm wesentl-ich höhere

Aufwendunqen al-s die jeweils anwendbare Pauschafe ent-

standen sind. In diesem FaTL ist der Reiseveranstafter

verpflichtet, die geforderte Entschädigung unter Betück-

sichtigung der ersparten Aufwendungen und einer etwaigen,

anderweitigen Verwendung der ReiseLei stungen konkret zu

beziffern und zu be7egen."

g. 9 tlmbuchung, Ersatzpersotz

,,9.7. Dafür wird eine gesonderte Gebüht von EUR

50r-- pro Person erhoben. ..."

,,9.2. ... Tritt ein Dritter an die SteJ-fe des angemeT-

deten TeiTnehmers, ist der ReiseveranstaJ-ter berechtigt,

für die ihn durch die Teifnahme der Ersatzperson entste-

henden Bearbeitungskosten pauschaT EUR 70 r 00 zu vetfan-

qen. Gegenüber Leistungsträgern (zB Fluggesel-fschaften)

tatsächfich entstehende Mehtkosten wetden gesondert

berechnet. Dem Reisenden bl-eibt der Nachweis mit dem

Eintritt des Dritten nicht entstandener oder wesentfich

niedrigerer Kosten unbenommen.

h. 77 Rücktritt und Kündi*zng dttrch den Reisevereta-

stalter

,,77.1. Der Reiseveranstalter kann den Reisevertrag

ohne Einhal-tung einer Frist kündigen, wenn die Durchfüh-
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rung der Reise trotz einer entsprechenden Abmahnung durch

den Reiserzeranstalter vom Reisenden nachhaltig gestört

wird. Das GJ-eiche giTt / wenn sich ein Reisender in soJ--

chem Maß vertragswidrig verhä7t, dass die sofortige Auf-

hebung des Vertrages gerechtfertigt ist. ..."

i. 72 Mängelanzeige, AbhiTfe, Mindentng, Kündigung

,,12.2. Der Reisende kann eine Minderung des Reise-

preises verTangen, faffs Reisel.eistungen nicht frei von

Reisemänge7n erbracht worden sind und er es nicht schuld-

haf t unterl-assen hat, den MangeJ unverzügl-ich (ohne

schul-dhaftes Zögern) anzuzeigen. ..."

2. Das Mehrbegehren, die bekTagte Partei sei schuf-

dig, die Verwendung der nachstehend genannten Kfausel-n

oder sinngTeiche Kl-ausefn in ATTgemeinen Geschäftsbedin-

qungen und VertragsformbTättern im geschäftl-ichen Verkeht

mit Verbrauchern mit Wohnsitz in Österreich zu untetLas-

sen und es weiters zu unterTassen, sich auf diese oder

sinngleiche KJ-ausefn zu berufen, soweit diese bereits

InhaIt der von der bekTagten Partei mit Verbrauchern

abgeschTossenen Verträge geworden sind:

a. 7 Leistungsänderungen

,,7 .2. Anderunqen wesentf icher Reise-Zei stungen gegen-

über dem vereinbarten InhaJ-t des Reisevertrages, die nach

VertragsschLuss und vor Reisebeginn notwendig werden und

vom Reiseveranstafter nicht wider Treu und Gfauben het-

beigeführt wurden, sind nur gestattet, soweit sie nicht

erhebLich sind und den Gesamtzuschnitt der gebuchten

Reise nicht beeinträchtigen. Eventuefle Gewährfeistungs-

ansprüche bl-eiben unberührt, insbesondere soweit die

geänderten Leistungen mlt Mängefn behaftet sind. "
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b. I Rüc,ktritt durch den Reisenden wor Rej-sebeginn/

Rücktrittsgebühren

,,8.3. Rücktrittsgebühren sind auch dann zu zahlen,

wenn sich ein Reiseteil-nehmer nicht rechtzeitig zu den in

den Reisedokumenten bekanntgegebenen Zeiten am jeweiTigen

Abffughafen oder Abreiseort einfindet oder wenn die Reise

wegen nicht vom Reiserzeranstal-ter zu vertretenden Fehfens

der Reisedokumente, wie zB Reisepass oder notwendige

Visa, nicht angetreten wird."
c. 9 tJmbuchung, Ersatzpersotl

,,9 . 1 . ... Gegenüber Leistungsträgern ( zB FluggeseTT-

schaften) entstehende Mehrkosten werden gesondert betech-

net.

Darüber hinaus giTt FoJgendes: Bei einer Anderung

der Beförderung, der Llnterkunft oder des Rejsetermins

wird der Reisepreis für die geänderten Leistungen kom-

pTett neu berechnet auf der Basis der dann geTtenden

Preise und Bedingungen. ..."

d. 73 Sc,hadenersatz

,,13.7.3. Reisefejter sind nicht berechtigt irgend-

weLche Ansprüche anzuerkennen. "

wird abgewiesetz. "

2. Die beklagte Partej- ist schuldig, der klagenden

Partei die mit EUR 3.05I,L2 (darin enthalten EUR 508,52

USt) bestimmten Kosten des Berufungsverfahrens binnen 14

Tagen zu ersetzen.

3. Der VrIert des Entscheidungsgegenstands übersteigt
EUR 30. 000.

4. Die ordentliche Revision ist zulässig.
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Entscheidungsgründe:

Die klagende Kammer ist gemäß S 29 KSchG berechtigt,
eine Verbandsklage isd SS 28, 28a KSchG zu erheben.

Die Beklagte ist ein Reiseveranstaltungsunternehmen,

das unter anderem Pauschalreisen für österreichische
Verbraucher anbietet. Sie tritt als Unternehmerin

regelmäßig in rechtsgeschäftlichen Kontakt mit
österreichischen Verbrauchern iSd S 1 KSchG. Sie schließt
faufend Verträge mit Verbrauchern in ganz Österreich ab

und verwendete im geschäftlichen Verkehr mit
österreichischen Verbrauchern in Österreich Allgemeine

Geschäftsbedingungen (Reise- und

Versicherungsbedingungen; RVB). Diese enthalLen neben den

im abgeänderten Urteilsspruch unter den Punkten 1. und 2.

aufgelisteten Klauseln auch folgende Klauseln:

,,3. Kinderermäßigwngen

Der Nachweis nicht entstandener oder wesentLich

niedrigerer Bearbeitungskosten bl-eibt Ihnen unbenommen.

7 . Leistungsändentngen

7.3. Der Rejseveranstal-ter ist verpflichtet, den

Kunden über Leistungsänderungen unverzügfich nach

Kenntnis von dem Anderungsgrund auf einem dauerhaften

Datenträger zu informieren.

7.4. Im FalL einer erheblichen Anderung einer
wesentfichen Eigenschaft der Reise-Zei stung oder der

Abweichunq von besonderen Vorgaben des Kunden, die Inhal-t

des Pauschalreisevertrages geworden sind, ist der Kunde

berechtigt, innerhafb einer vom ReiseveranstaLter
gleichzeitig nit Mitteilung der Anderung gesetzten

angemessenen Frist entweder die Anderung anzunehmen odet
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unentgeTtLich vom Pauschafreisevertrag zurückzutreten
oder die Teifnahme an einer Ersatzreise zu verlangen,

wenn der Reiserzeranstafter ihm elne sofche Reise

angeboten hat.
9. tfmbuchung, Ersatzperson
9.7. Auf lhren Wunsch nimmt der Reiseveranstalter,

soweit durchführbar, bis zum 37. Tag vor Reiseantritt
bzw. bei Reisen im Sinne der Ziffer 8.4.2 A bis zum 46.

Taq vor Reiseantritt eine Abänderung der Bestätigung
(tJmbuchung) vor. Af s tJmbuchungen gelten z. B. Anderungen

des Reisetermins, des Reiseziels, des Ortes des

Reiseantritts, der Unterkunft oder der Beförderung.

9.2. Für den Reisepreis und die durch den Eintritt
der Ersatzperson entstehenden Kosten haften der

angemeldete Teifnehmer und die Ersatzperson aJ-s

Gesamtschul-dner. "

In Österreich können Reisen der Beklagten über die
Reisebüros der TUI Austria Holding GmbH sowie über andere

Reisebüros, ebenso wie auch im fnternet gebucht werden.

Die Produkte der Beklagten werden in Österreich in rund

700 Reisebüros, davon rund 60 TUf-Reisebüros, vertrieben.
Auf der von der TUI Austria Holding GmbH betriebenen
Ii{ebsite www. tui . at wird auf die Beklagte als
Reiseveranstalterin verwiesen. Die Beklagte beschreibt
sich selbst aIs ,,Marktführer unter den Veranstaltern".

Bei den in der Klausel 8.4.2.G angeführten Angeboten

von XTUI handelt es sich um Angebote, bei denen ein Flug

zum tagesaktuel.l-en Preis z'tJ Sonderkonditionen in
Verbindung mit einem Hote.l- angeboten wird. Dabei wird
nach dem ,,Dynami-c Packaging"-Prinzip der zum Zeitpunkt

der Buchung günstigste Elug des Marktes mit attraktiven
Hotelangeboten kombiniert. Der Gesamtpreis (Preis des



- 11- 5 R 101 /222

Pauschalpaketes) wird pro Person zum Zeitpunkt der

Buchungsanfrage ermittelt und gilt nur zrr diesem

Zeitpunkt, bei jeder neuen Abfrage kann sich der Preis

ändern.

Im Rahmen des Buchungsvorganges kann es zwet FälIe
von unrichtj-gen Altersangaben eines Kindes geben:

Einerseits kann eine unrichtige Altersangabe auf einem

Irrtum beruhen, andererseits auf einer bewusst falschen

Angabe hinsichtlich des Geburtsdatums des Kindesr ufr

einen niedrigeren Reisepreis zu erwirken. Eine dadurch in
weiterer Folge notwendig werdende Anderung der

Altersangabe des Kindes ist. sodann mit einem zusät-zLtchen

Aufwand der Beklagten verbunden, weil einerseits
Beschränkungen der Zimmer seitens der Leistungsträger der

Beklagten insofern bestehen können, als ein drittes Bett
nur mit einem Kind bis L2 Jahre belegt sein darf. lVenn

sich sodann herausstelft, dass das Kind tatsächlich älter
als 12 Jahre ist und kein zusätzlich freies Zimmer mehr

vorhanden ist, muss seitens der Beklagten erst mi-t dem

Leistungsträger Kontakt aufqenommen werden, der Preis für
das Kind erfragt und der Reisepreis neuerlich errechnet
werden.

Vüenn das Kind entgegen der ursprünglichen Angaben

bei Reiseantritt nicht unter 2, sondern schon 2 Jahre a1t

ist, benötigt dieses einen eigenen Sitzplatz im Flugzeug.

Auch seitens der HoteIs wird ein prozentmäßiger Anteil
vom Reisepreis des Erwachsenen begehrt. Auch in diesem

Fall müssen neuerliche Anfragen betreffend freier
Sitzplatzkapazität und Preis für das Kind erst an die

Fluggesel-l-schaft und den Leistungsträger gerichtet werden

und die Buchung diesbezüglich geändert werden. Ei-ne

Neuberechnung des Reisepreises wird in diesem Fall auch

durch eine allenfalls bereits eingeräumte

Frühbucherermäßigung erforderlich, da bei einer Anderung
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von einer Zweier-Belegung auf eine Dreier-Belegung eine

Neuberechnung des Reisepreises inkl-usive Frühbucher-

ermäßigung vorgenommen werden muss.

Der häufigste FaIl von,,Umbuchungen" betrifft die

Anderung des Reisetermins in eine andere Saison, die

einen zusäLzLtchen Mehraufwand der BekJ-agten durch

Anfragen an Fluggesellschaften und Hotels erfordert.
Tritt ein Dritter an die Stelle des angemeldeten

Rej-seteilnehmers, kann die Anderung des Namens,

insbesondere im FaIl der Buchung eines Linienflugs,
höhere Flugkosten nach sich ziehen und muss iedenfalls
eine neue Buchunq vorgenommen werden, nachdem zuvor

überprüft wurde, ob die gleiche Buchungsklasse noch

verfügbar ist. Im Falle von Sonderwünschen der

Reiseteilnehmer müssen Vertriebsstellen eine Anfrage an

den Lej-stungsträger steIIen, bei diesen rückfragen und

sich dessen Zusage einholen.
Auch für die Bearbeitung individueller von der

Leistungsbeschreibung abweichender Reisen entsteht der

Beklagten ein zusäLzLicher Aufwand durch Rückfragen an

ihre Leistungsträger. Bei von Reisenden im Zielgebiet
gewünschten Ftug- und/oder Hotelumbuchungen entsteht ej-n

zusätzlicher Aufwand durch notwendige Rückfragen

betreffend Flug und/oder Hotel- über die Zentral-e der

Beklagten und die zuständigen Stellen.

Die K1ägerin begehrt, die Beklagte zv verpflichten,
es zu unterlassen, die als Klauseln 1 bis 10 bezeichneten

- und im abgeänderten Urteilsspruch unter Punkt 1. und 2.

aufgelisteten - Kl-auseln sowie sinngleiche Klausefn in
Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Vertragsformblättern
im geschäftlichen Verkehr mit Verbrauchern zu verwenden

oder sich darauf zu berufen (bewertet pauschal mit EUR

30.500) und den Urteilsspruch für die Dauer von 30 Tagen
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auf der Vüebsite www. tui. at, oder, sollte sich die

Internetadresse ändern, auf der von der Beklagten

betriebenen Vüebsite für Reiseleistungen 21)

veröf fentlichen. Vrleiters begehrte sie die Ermächtigung

zur Urteilsveröffentlichung im redaktionellen TeiI der

bundesweit erscheinenden Samstagsausgabe der ,,Kronen

Zeitung" (Urteilsveröffentlichung bewertet mit EUR

4.400, --) .

Die beanstandeten KlauseIn würden gegen gesetzliche

Verbote oder Gebote oder gegen dj-e guten Sitten verstoßen

oder seien nicht ausreichend transparent.
lViederholungsgefahr bestehe, weil die Beklagte die

Kl-ausefn laufend im geschäftlichen Verkehr mit
Verbrauchern verwende. Es bestehe ein schutzwürdiges

Interesse an der Aufklärung des Publikums sowohl in der

Samstags-Ausgabe der,,Kronen Zeitung" aIs auch - weil
Buchungen bei der Beklagten auch online erfolgen können

auf deren Website bzw jener der TUI Austria Holding GmbH.

Die Beklagte berief sich auf die Rechtmäßigkeit der

von ihr verwendeten Klauseln. Die behauptete

lüiederholungsgefahr liege bereits mangels einer Abmahnung

der Beklagten durch die Klägerin nj-cht vor. Der begehrte

Umfang und die begehrte Art der Urteilsveröffentlichung
stünden in keinem angemessenen Verhäl-tnis zur lVirkung des

behaupteten Gesetzesverstoßes und ziele nicht auf

Klarstellung, sondern auf wirtschaftliche Schädigung und

Diskrimlnierung der Bekl-agten ab.

Das wesentliche Vorbringen der Parteien z1)

einzelnen Klauseln wird - soweit für
Berufungsverfahren relevant bei der Behandlung

Berufung zur jeweiligen Klausel dargestellt.

den

das

der

Angefochtene Entscheidung'



-]-4- 5 R 101/222

Mit dem angefochtenen Urteil gab das Erstgericht dem

Unterlassungsbegehren und dem Veröffentlichungsbegehren
jeweils zur Gänze statt. Dazu traf es die eingangs dieser
Entscheidung wiedergegebenen Feststellungen, die vom

Berufungsgericht zum Teil durch die Vfiedergabe des

unstrittiqen Vüortlauts weiterer Klauseln der RVB (Beilage

. /A) ergänzt wurden (RIS-Justiz RS0121557 ) . Auch die

Rechtsausführungen des Erstgerichts werden bei der

Behandlung der einzelnen Klauseln dargestellt.

Rechtsmittel
Gegen die Klagsstattgebung im gesamten Umfang wendet

sich die Berufung der Beklag'ten i^/egen Mangelhaf tigkeit

des Verfahrens und unrichtiger rechtlicher Beurteilung

mit dem Antrag, das UrteiI hinsichtlich dieser Klauseln

im klagsabweisenden Sinn abzuändern; hilfswej-se wird ein

Aufhebungsantrag gestellt .

Die Klägerin beantragt, der Berufung nicht Folge zü

geben.

Die Berufung ist teilweise berechtigt.
I. Zur Verfatrrensrüge:

A. Vorqreifende Beweiswürdi-qunq:

1. Zu Unrecht erkennt die Beklagte in der unterlas-

senen Einvernahme der Zeugen und

sowie in der unterlassenen Einholung eines Sach-

verständigengutachtens eine,,antizipative-vorgreifende
einseitige Beweiswürdigung" des Erstgerichts: Bei einer

unzulässigen vorgreifenden Beweiswürdigung lehnt das

Gericht eine Beweisaufnahme mit der Beqründung ab, sie

werde nicht ergiebig sein oder der Beweis werde nicht

glaubwürdig sein (RIS-Justiz RS0043308, insb tTll ). Das
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Gericht trifft also Feststellungen za einem bestimmten,

rechtlich relevanLen Beweisthema, obwohl es nicht alle

dazu angebotenen Beweise aufgenommen hat, weil es die

nicht aufgenommenen Beweise von vornherein (,,vorgrei-

fend") als unergiebig oder unglaubwürdig einschätzt. Tat-

sächlich nennt die Beklagte jedoch keine einzige konkrete

Feststellung des Erstgerichts, die auf einer solchen vor-
greifenden Beweiswürdiqung beruhen soll. Vielmehr

erschöpfen sich ihre Ausführungen großteils in dem bloßen

Hinweis, das Erstgericht habe diese Beweise nicht aufge-

nommen. Insofern kann allenfalls ein Stoffsammlungsmangel

vorliegen (dazu sogleich unter B. ), aber keine vorgrei-
fende Beweiswürdigung des Erstgerichts.

2. Auch der dem Erstgericht vorge\^/orfene ,,Versuch

der Scheinbegründung" liegt nicht vor: Nach den Ausfüh-

rungen des Erstgerichts im Rahmen seiner Beweiswürdigung

hat es von der Aufnahme weiterer Personalbeweise ledig-

Iich ,/aus rechtfichen Erwägungen" abgesehen, und nicht

etwa weil es den angebotenen Beweismitteln (vorgreifend)

deren Beweiswert abgesprochen hätte. Dass es offenbar
jene Beweisthemen, zv denen die genannten Beweismittel

beantragt wurden, nicht zur Lösung der Rechtsfrage erheb-

lich betrachtete, und deshalb die angebotenen Beweismit-

tel nicht aufqenommen hat, entspri-cht S 275 Abs I ZPO.

B. Stoffsammfunqsmangel :

1. Die Beklagte wirft dem Erstgericht einen Stoff-

sammlungsmangel vor, der darin liegen so11, dass es die

Einvernahme der Zeugen t und

(teilweise) sowie die Einholung eines Sach-

verständigengutachtens aus dem Fachgebiet der Buchhaltung

unterlassen habe.
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2. Der Anfechtungsgrund der Mangelhaftigkeit des

Verfahrens ist nur dann gegeben, wenn der Verstoß gegen

ein Verfahrensgesetz abstrakt geeignet \^/ar, eine erschöp-

fende Erörterung und gründliche Beurteilung der Streitsa-

che zv hlndern. Der Rechtsmittelwerber ist zur Dartuung

der abstrakten Eignung des Verfahrensmangels gehalten'

ü/enn die Erheblichkeit des Mangels nicht offenkundig ist
(RIS-Justiz RS0043049; RS0043021) . Der Rechtsmittelwerber

muss in der Berufung nachvollziehbar aufzeigen, in wel-

cher Hinsicht sich bei Unterbleiben des behaupteten Ver-

fahrensfehlers eine abweichende Sachverhaltsgrundlage

ergeben hätte (RIS-Justiz RS0043039 tT5l ) .

3. Die Ausführungen der Beklagten zwr Verfahrensrüge

Iassen nicht erkennen, inwiefern die unterlassene Auf-

nahme der angeführten Beweismittel wenn auch bloß abs-

trakt geeignet sein soII, eine gründliche Beurteilung

der Streitsache zu. hindern: Die von der Beklagten aufge-

zeigten Umstände, die bei Aufnahme der Beweise hätten

festgestellt werden können, beschränken sich nach dem

Vorbringen in der Berufung soweit ersichtlich * einer-

seits auf die der Beklagten angeblich 1m Falle von Umbu-

chungen oder fafschen Altersangaben erwachsenden Mehrauf-

wend.ungen und andererseits auf die Angemessenheit bzw die

Begründung und Notwendigkeit einer bestimmten Höhe von

Rücktritts- und Bearbeitungsgebühren bzw zu den ersparten

Aufwendungen und allfälligen Einnahmen aus der anderwei-

tigen Verwendung von Reiseleistungen.

3.1. Dies kann - soweit den Ausführungen der Beklag-

ten zu entnehmen ist überhaupt nur die inkriminierten

Klauseln 1, 3, 6 und 7 betreffen, weil nur bei diesen

entwed.er die Frage einer Rücktritts- oder Bearbeitungsge-

bühr - und somit der für die Beklagte damit verbundene
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Aufwand - geregelt wird. V[ie aber noch im Rahmen der

Rechtsrüqe bei den einzelnen Klauseln im DetaiL zu zeigen

sein wird, ist weder die Frage der Angemessenheit der von

der Beklagten verlangten Gebühren noch die Frage eines

tatsächlichen Mehraufwands der Beklagten in der Praxis

für die rechtliche Beurteilung entscheidend dafür, ob die

inkriminierLen Klauseln zulässig sind.

3.2. Soweit die Beklagte auch Auswirkungen auf die

Klauseln 4, 5, B und 10 behauptet, kann dies vom

Berufungsgericht nicht nachvollzoqen werden, haben diese

Klauseln doch gerade keine Rücktritts- oder Bearbeitungs-

gebühren zum Gegenstand.

3.3. Zusammengefasst Iiegt daher ein wesentlicher

Verfahrensfehler schon mangels Erheblichkeit eines al1-

fälligen Stoffsammlungsmangels nicht vor.

4. Sofern die Beklagte unter dem Titel der Verfah-

rensrüge rechtfiche Überlegungen zu den einzelnen Klau-

seln anstellt oder sekundäre Feststellungsmängel moniert,

wird darauf ebenfalls im Rahmen der Rechtsrüge eingegan-

gen.

II. Zur Rechtsrüge:

A. Voranzustellen sind folgende Grundsätze der stän-

digen Rechtsprechung des OGH im Verbandsprozess (zB 6 Ob

24/20b mwN) :

1. üier im geschäftlichen Verkehr in AGB, die er sei-

nen Verträgen zugrunde legt, oder in hiebei verwendeten

Formblättern für Verträge Bedingungen vorsieht, die gegen

ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten ver-

stoßen, kann nach S 28 Abs 1 KSchG auf Unterl-assung

geklagt werden. Dieses Verbot schließt auch das Verbot
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ein, sich auf eine solche Bedingung zt) berufen, sowej-t

sie unzulässigerweise vereinbart wurde.

2. Nach S 819 Abs 3 ABGB ist eine in AGB oder Ver-

tragsformblättern enLhaltene Vertragsbestimmung, die

nicht eine der beiderseitigen Hauptleistungen festlegt,

nichtig, v/enn sie unter Berücksichtigung aller Umstände

des Falls einen Teil gröbtich benachteiligt. Das dadurch

geschaffene bewegliche System berücksichtigt einerseits

die objektive Aquivalenzstörung und andererseits die

,,verdünnte Vtlillensfreiheit" (RIS-Justiz RS0016914) .

üleicht eine Klausel von disposit.iven Rechtsvorschriften

ab, Iiegt eine gröbliche Benachteiligung eines Vertrags-

partners isd S 879 Abs 3 ABGB vor, wenn es für die Abwei-

chung keine sachfiche Rechtfertigung qibt. Dies ist
jedenfalls anzunehmen, wenn die dem Vertragspartner zuge-

dachte Rechtsposition in einem auffallenden Missverhält-

nis zwr vergleichbaren Rechtsposition des anderen steht,

wenn also keine sachlich berechtigte Abweichung von der

für den Durchschnittsfall getroffenen Norm des nachgiebi-

gen Rechts vorliegt (RIS-Justiz RS0016914 [T3, T4, T6]).

Die Beurteilung, ob eine Klausel den Vertragspartner

gröblich benachteiligt, orientiert sich am dispositj-ven

Recht, das als Leitbild eines ausgei^/ogenen und gerechten

fnteressenausgleichs für den Durchschnittsfall dient
(RIS-Justiz RS0014676 lT':. , T13, T43l). Die Ausnahme von

der in S 819 Abs 3 ABGB verankerten Inhaltskontrolle ist

nach ständiger Rechtsprechung möglichst eng zu verstehen

(RIS-Justj-z RS0016908; RS0I2B209). Unter die Ausnahme des

S 819 Abs 3 ABGB fallen daher nur die in S BB5 ABGB

genannten ,,Hauptpunkte", also diejenigen Bestandteile

eines Vertrags, die die Parteien vereinbaren müssen,

damit überhaupt ein hinreichend bestimmter Vertrag (S 869
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ABGB) zustande kommt. Nicht jede Vertragsbestimmung, die

dle Leistung oder das Entgelt betrifft, ist damit von der

Inhaltskontrolle ausgenonmen' sondern lediglich die indi-

viduelle ziffernmäßige Umschreibung der Hauptleistungen

(RIS-Justiz RS0016908 tT5l ) . Entgegen der Rechtsansicht

der Beklagten IBerufung, Seite 53] steht die E 3 Ob

L48/I7m, in der auch Preise für zusätzliche Verbrauchs-

einheiten bei einem Mobi-ltelefonvertrag mit Pauschalent-

gelt als ,,Hauptpunkt" der fnhaltskontrolle nach S 879 Abs

3 ABGB entzogen wurden, im Einklang mit diesen Grundsät-

zen. Daraus ist keine ,,Tendenz" zu erkennenr vertragliche

Regelungen eher als bisher den Hauptleistungspflichten
zuzuordnen. Soweit sich im einzelnen die Frage nach der

Abgrenzung von Haupt- und Nebenleistungspflichten stellt,

wird darauf bei den jeweiligen Klauseln näher eingegan-

gen.

3. Nach S 6 Abs 3 KSchG ist eine in AGB oder Ver-

tragsformbl-ättern enthaltene Vertragsbestimmung unwirk-

sam, \^renn sie unklar oder unverständlich abgefasst ist.

Durch diese Bestimmung wurde die Klausel-RL 93/13/EWG

umgesetzt und damit ausdrücklich das sogenannte Transpa-

renzgebot für Verbrauchergeschäfte normiert. Dieses soll

es dem Kunden ermöglichen, sich aus den AGB oder Ver-

tragsbestandtej-len zuverlässig über seine Rechte und

Pflichten bei der Vertragsabwicklung zv informieren (RIS-

Justiz RS0037107; RS011"5271 tT41l). Das setzt die Verwen-

dung von Begriffen voraus, deren Bedeutung dem typischen

Verbraucher geläufig sind oder von ihm jedenfalls festge-

stellt werden können. Das können auch Fachbegriffe sein,

nicht aber Begriffe, die so unbestimmt sind, dass sich

ihr InhaIt jeder eindeutigen Festlegung entzieht. Der

durch ihre Verwendung geschaffene weite Beurteilungs-
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spielraum schl-ießt es aus' dass der Verbraucher Klarheit

über seine Rechte und Pflichten gewinnen kann (RIS-Justiz

RS0175211 tT3l ) Das Transparenzgebot begnügt sich nicht

mit formelfer Textverständlichkeit, sondern verlangL,

dass Inhatt und Tragweite vorgefasster Vertragskfauseln

f ür d.en Verbraucher ,,durchschaubar" sind (RIS-Justi z

RS0I221-69 tT2l ) . Mit dem Verbandsprozess sofl nicht nur

das Verbot von gesetzwidrigen Kl-auseln erreicht werden,

sondern es sollen auch jene Klauseln beseitigt werden,

die dem Verbraucher ein falsches oder auch nur unklares

Bild seiner vertraglichen Position vermitteln. Es so11

verhindert werden, dass er dadurch von der Durchsetzurrq

seiner Rechte abgehalten wird oder ihm unberechtigt

Pflichten auferlegt werden. Daraus kann sich konkret eine

Pflicht zvr Vollständigkeit ergeben, i^/enn die Auswirkung

einer Klausel sonst unkl-ar bliebe (RIS-Justiz RS0115219

IT1, TL4, T21"1 ; RS01L521,1 [T8]; RS0121951 tT4l ) .

4. fm Verbandsprozess nach S 28 KSchG hat die Ausle-

gung der Klauseln im ,,kundenfeindlichsLen" Sinn z\) erfol-
gen. Auf eine etwaige teil-weise Zulässigkeit der bean-

standeten Klausel kann nicht Rücksicht genommen werden,

weil eine geltungserhaltende Reduktion im Verbandsprozess

nicht möglich ist (RIS-Justiz RSO038205 [insb T20)). Der

Unterlassungsanspruch nach S 28 Abs 1 KSchG ist dabei

nicht allein auf die Kontrolle und Durchsetzvr'g der Ver-

bote des S 6 KSchG (und des S 819 ABGB) beschränkt, son-

dern umfasst auch die Verletzung weiterer zivilrechtli-

cher wie auch öffentlich-rechtlicher Vorschriften (B Ob

7I9/}Bw; Binder/Keiler in xeifer/KLaLtser, Verbraucher-

recht SS 28-30 KSchG Rz 26 mwN).

B. Soweit die Beklagte pauschal das Fehlen entschei-

dungswesentlicher Feststellungen bemänqe1t IBerufung,
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Seite 51 ffl, ist sie darauf zu verweisen, dass das

Berufungsgericht die Sachverhaltsgrundlage des angefoch-

tenen Urteils umfassend geprüft hat und - ausgehend vom

erstinsLanzlichen Vorbringen der Parteien für ausrei-

chend erachtet hat, um eine abschließende rechtliche

Beurteilung der inkriminj-erten Klauseln vornehmen 21) kön-

nen. Vrlorin die Haupt- und die Nebenleistungspfl-ichten des

hier gegenständlichen Vertragsverhältnisses bestehen,

stellt zudem eine Rechtsfrage dar und bedarf keiner rzer\-

trale (n) Feststellungen" IBerufung, Seite 51] . !üenn die

Beklagte ausführt, das Erstgericht habe die Position der

Vertragsparteien betreffend das Produkt XTUI nicht

festgestellt, übersieht sie die entsprechenden Feststel-

lungen des Erstgerichts auf Seite B der Urteilsausferti-
gung. Auf einzelne, von der Beklagten konkret als fehlend

monierte Feststellungen wird im Zusammenhang mit der

jeweiligen Klausel näher eingegangen.

C. Gegenstand des Klagebegehrens sind einzelne Klau-

seln der in der Beilage . /A wiedergegebenen Reise- und

Versicherungsbedingungen (Anpassung der'73. Auflage für

Buchungen in österreich, gültig für Neubuchungen ab

1.11.2019; in weiterer Folge als ,,RVB" bezeichnet). Die

Beklagte stellte in der Tagsatzung vom 18.10 .202I außer

Streit, dass die RVB in der Form der vorgelegten

Beilage . /a in Österreich von ihr verwendet wurden und in

Verwendung \^raren. Durch den Hinweis auf Seite 7 der

Urteilsausfertigung, dass die in seinem Urteilsspruch

unter Punkt 1. angeführten Klauseln in den von der

Beklagten im Verkehr mit österreichischen Verbrauchern in

Österreich verwendeten RVB (Beilage . /A) enthalten sind,

besteht damit kein Zweifel daran, dass gerade diese KIau-

seln auch Gegenstand des angefochtenen Urteils sind. Die
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inkriminierten Klauseln wurden vom Erstgericht durch den

Verweis auf Punkt 1. seines Urtei-lsspruchs, der diese im

Umfang ihrer Bekämpfung vollständig wiedergibt, ausrei-

chend festgestellt. Der Feststellung sämtlicher KIauseln

der von der Beklagten verwendeten RVB bedarf es dagegen

grundsätzl-ich nicht.. Sofern für die Beurteilung der

Zu1ässigkeit der inkriminierten Klauseln auch der lVort-

laut weiterer Bestimmungen der RVB erforderlich war, ü/ur-

den die Feststel-lungen vom Berufungsgericht entsprechend

ergänzt (siehe oben).

D. Zu den einzelnen Klauseln:

a. KfauseL T (3 Kinderermäßi-qungen) :

,rBej falsehen A1-tersangaben ist dez Reiseveranstal-

ter berechtigt, darauf beruhende Differenzen ztn. konkre-

ten Reisepreis zuzügiTich einer BearbeitungsgeJc.ühr von EUR

50r-- nach zu erhebetlr. "

1. Das Erstqericht beurteilte diese Klausel als

gröblich benachteiligend isd S 879 Abs 3 ABGB, weil die

Bearbeitungsgebühr auch dann anfalle, I^/enn den Verbrau-

cher an der falschen Altersangabe kein Verschulden treffe
oder diese der Beklagt.en leicht hätte auffallen können.

Die Klausef stelle auch nicht ausschließlich auf den

durch die notwendige Umbuchung von Flügen erforderlichen
Mehraufwand ab, sondern regle eine allgemeine Bearbei-

tungsgebühr, die im Falle einer falschen Altersangabe

jedenfalls anfallen sofIe. Bei kundenfeindlichster Ausle-

gung könne die Beklagte die Bearbeitungsgebühr daher auch

bei einem älteren Kind einheben, bei- dem das Alter (ver-

sehentlich) falsch angegeben worden sei, ohne dass es zu

einer Umbuchungsnotwendigkeit oder zn einem Mehraufwand

der Bekl-agten komme.

2 . Berufunqsentscheidunq :
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2.\. Nach Ansicht der Beklagten IBerufung, Seite 1--1)

könne nach der gegenständlichen Klausel eine Bearbei-

tungsgebühr bei falschen Allersangaben nur dann eingeho-

ben werden, hrenn durch diese Angaben auch ein Mehraufwand

der Beklagten (aufgrund erforderlicher Umbuchungen von

Flügen) hervorgerufen worden sei. Voraussetzung für die

Einhebung der Bearbeitungsgebühr sei näm1ich zwingend,

dass es durch die falschen Altersangaben auch zv einer

Differenz im konkreten Reisepreis komme. Eine solche

Preisdi f ferenz trete aber nur dann ein, I^/enn auch t.at-

sächlich mit Aufwand der Beklagten aufgrund der unrichti-
gen Altersangaben Leistungs- oder Buchungsänderungen vor-
genommen werden müssten. Vrlürden f alsche Altersangaben

dagegen nicht zu notwendigen Bearbeitungsschritten der

Beklagten oder ihrer Vertragspartner führen, komme es zv

keiner Anderung des Reisepreises und daher auch nicht zur

zuzüglichen Einhebung einer Bearbeitungsgebühr. Dem ist

folgendes entgegenzuhalten:

2.2. Nach der im Verbandsprozess nach S 28 KSchG

vorzunehmenden Auslegung im ,,kundenfeindlichsten" Sinn

(RIS-Justiz RS0038205 lT4, T11l; RS0016590) ist die Klau-

sel 1 tatsächlich zum einen so zu verstehen, dass bei

falschen AlLersangaben der Reiseveranstalter zvr Einhe-

bung einer Bearbeitungsgebühr unabhängig davon berechtigt
ist, ob den Verbraucher konkret ein Verschulden an diesen

falschen Angaben trifft. Damit wird eine pauschale und

verschuldensunabhängige Haftung des Kunden begründet.

Schuldloses vertragswidriges Verhalten macht nach dispo-

sitivem Recht aber grundsätzlich nicht schadenersatz-

pflichtig. Die Vereinbarung einer solchen Erfolgshaftung

in AGB betrifft nicht die ,,Hauptpunkte" des Reisevertrags

und ist gröblich benachteiligend isd S 819 Abs 3 ABGB (1
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ob 11/22p t33l mwN; 1 ob 20L/20w; RIS-Justiz R501,29627

irll ) .

2.3. Zum anderen setzt die Einhebung der Bearbei-

tungsgebühr - entgegen der Ansicht der Beklagten - nach

der Kfausel 1 auch keinen durch die fafschen Altersan-
gaben hervorgerufenen Mehraufwand voraus. Selbst wenn sie

zvr Einhebung einer Bearbeitungsgebühr nach dem lfortlaut

der Klausel nur im Falle einer durch die falschen Angaben

des Verbrauchers hervorgerufenen Differenz tm Reisepreis

berechtigt wäre, muss eine solche Differenz doch nicht
zwangsläufig mit einem Mehraufwand der Beklagten verbun-

den sein: Wie das Erstgericht bereits zutreffend betont

hat, bezieht sich die Klausel nämlich nicht ausschließ-

lich auf Altersangaben iZm der Frage der Notwendigkeit

elnes Sitzplatzes für das Kind im Flugzeug, sondern

erfasst generell falsche Altersangaben iZm Kinderermäßi-

gungen, zB auch beim Preis für Nächt.igungen. Die Klausel

wäre somit auch auf Fäl1e anwendbar, in denen sich die

Unrichtigkeit der Altersangaben etwa erst zu einem Zeit--

punkt herausstellt r zu dem eine Kinderermäßigung bereits
(zu Unrecht) in Anspruch genonrmen wurde, sodass zwar eine

aufgrund der falschen Angaben entstandene Preisdifferenz

anfiele, aber kein Mehraufwand :-Zm einer Umbuchung mehr

entstehen kann. Dass es FäIte gibt, in denen eine

Bearbeitungsgebühr verrechnet wird, ohne dass der Beklag-

ten ein Mehraufwand (und damit Bearbeitungskosten) tat-

sächlich entstanden wären, zeigL im Übrigen Pkt 3 Abs 5

der RVB eindrücklich (,,Der Nachweis nicht entstandener

oder wesentl-ich niedriqerer Bearbeitunqskosten bfeibt

Ihnen@.,,).EinePauscha.]-ierungVonEntge1ten
ist zwar nicht von vornherein unzulässig; die Festsetzung

eines Minimums an zv feistendem SchadenersaLz ganz unab-
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hängig davon, ob überhaupt ein Aufwand anfäll-t, ist
jedoch gröb1ich benachteiligend (RIS-Justiz RS0123253

tTll ) . Ob die Klausel 1 in der Praxis von der Beklagten

tatsächlich nur bei einem ihr durch die falschen Alters-

angaben entstandenen Mehraufwand angewendet wird, ist

unerheblich (RIS-Justiz RS012L943). Da die Klausel also

zur Einhebung einer Bearbeitungsgebühr unabhängig von

einem Bearbeitungsaufwand der Beklagten berechtigt, geht

auch ihr Verweis ins Leere, sie dürfe nach dem PRG bzw

der Pauschalreise-RL ,,grundsätzlich Entschädigungen für

derartige Mehraufwendungen verlang'en" .

2.4. Die Beklagte erklärt in ihren Ausführungen

IBerufung, Seite 56f] nicht, weshalb Pkt 3 Absatz 5 der

RVB einer gröblichen Benachteiligung des Verbrauchers

durch die Klausel L, die bereits in der pauschalen und

ohne Rücksicht auf ein Verschulden des Verbrauchers

erfolgten Belastung mit Bearbeitungsgebühren liegt, ent-
gegen stünde. Daher kommt es für die Zulässigkeit von

KJ-ausel 1 auch nicht darauf äfl, ob Pkt 3 Absatz 5 - wie

das Erstgericht meint - gegen S 6 Abs 1 Z 11 KSchG ver-
stößt. Auf die von der Beklagten in der Berufung zur

Vüiderlegung dieser Annahme gemachten Ausführungen ist

daher nicht näher einzugehen.

2.5. Sofern die Beklagten darauf verweist, dass sie

nach S 71 PRG bzw Art 2L zweiter Satz RL (EU) 2015/2302

des EURpäischen Parlaments und des Rates vom 25. November

2015 über Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen

zar Anderung der Verordnung (EG) Nr 2006/2004 und der

Richtlinie 20L1/83/EU des EURpäischen Parlaments und des

Rates sowie z'or Aufhebung der Richtlinie 90 / 3I4 /EwG des

Rates (Pauschalreise-Rl) nicht für Buchungsfehler hafte,

die dem Reisenden zuzurechnen sind, ist für sie nichts
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gewonnen: Beide Bestimmungen regeln nämlich (bloß) eine

verschuldensunabhängige schadenersatzrechtl iche Haftung

von Reiseunternehmern für ihnen zurechenbare Buchungsfeh-

ler gegenüber den Reisenden (KoTmasch in Schwimann/Kodeks

S 17 PRG Rz 2; Keiler Ln Keil-er/Klauser, Verbraucherrecht

S I1 PRG Rz L), nicht aber, ob der Reiseunternehmer vom

Reisenden eine Bearbeitungsgebühr einheben darf.
2.6. Zusammengefasst ist die Klausel l- daher gröb-

lich benachteiligend isd S 879 Abs 3 ABGB.

2.7 . Aufgrund der obigen Ausführungen ergibt sich

die Unzulässigkeit der Klausel bereits ohne Rückgriff auf

das Gemeinschaftsrecht. Das Berufungsgericht sieht sich

daher nicht veranlasst, zvr Klausel 1 ein von der Beklag-

ten angeregtes lBerufung, Seite 60fl Vorabentscheidungs-

verfahren einzuleiten. Der Verweis der Beklagten auf Art

9 der Pauschafreise-RL geht überdles fehl-, weil diese

Bestimmung im Unterschied zvr inkriminierten Klausel

die Übertragung des Pauschalreisevertrags auf einen ande-

ren Reisenden regelt.
b)- K1 att.cel 2 (4 Besondere H i nrnra .qc fiir Fcri enwohnttn-L

oen, Ferienhäuser TUI Cars und Campert:

,rDie Rüekzahlung oder Verrechnung erfolgt, wetara die

Ferienwohnung/das Ferienhaus/der Cary>er bei Beendigzzng

des Aufenthaltes in ordnungsgaäßem Zustand gereinigt

zurüekgeg&en worden sind. "

1. Das Erstqericht beurteilte diese Klausel - wie

von der Klägerin vorgebracht - als intransparent im Sinne

des S 6 Abs 3 KSchG, wei-l für den Verbraucher nicht klar

sei, ü/as unter ,,in ordnungsgemäßem Zustand gereinigt" zu

verstehen sei. Entgegen dem Vorbringen der Beklagten ent-

halte die Kl-auseI keine Def inition dahin, üIas unter

,,nicht völlig verschmutzt" zu verstehen sei. Dass sich
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aus den einzefnen Angeboten allenfalls ein solches Ver-

ständnis ergebe, ändere nichts an der Intransparenz der

Klausel, weil diese nicht auf einzelne Angebote oder

Leistungsbeschreibungen verweise. Ein allfälliger vom

K1äger zusätzLlch behaupteter - Verstoß gegen S B64a ABGB

sei daher nicht mehr zu prüfen gel^/esen.

2 . Berufunqsentscheiduns :

2.I. Die Beklagte argumentj-ert, ein Verbraucher

könne erkennen, welche finanziellen Lasten ihm im Falle

einer nicht ordnungsgemäßen Reinigung drohen IBerufung,

Seite 19f1. Damit verkennt sie aber den von der Klägerin

im Zusammenhang mit dem Verstoß gegen S 6 Abs 3 KSchG

tatsächlich erhobenen Vorwurf: Dieser liegt nämlich

darin, dass für den Verbraucher nach der Klausel 2 unklar

bleibt, welche konkreten Reinigungsleistungen er schulde,

damit das Objekt als in einem ordnungsgemäßen Zustand

gereinigt angesehen werden kann.

2.2. Das Erstgericht hat diesen Vorwurf zutreffend

belaht: Tatsächlich ergibt sich aufgrund der undeutlichen

Formufierung,,in ordnungsgemäßem Zustand geteinigt" aus

Klausel 2 ntchl*, wann ein solcher Zustand hergestellt ist

und welche Reinigungsleistungen der Verbraucher zu

erbringen hat, um diesen Zustand herzustell-en. Dies kann

die Beklagte in der Berufung auch sel-bst nicht darlegen.

Der in der Berufung vorgenommene Verweis auf einzelne

erst- und zweitinstanzliche Entscheidungen IBerufung,

Seite 20fl taugt für diesen Nachweis jedenfalls nicht:

Abgesehen davon, dass es sich dabei offenbar um Recht-

sprechung zu hier nicht gegenständlichen Ansprüchen

auf Minderung des Reisepreises handelt, die nicht die

hier gegenständfiche - Auslegung des in der KIauseI 2

enthaltenen unbestimmten Begriffs zum Thema hatte, lagen
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den einzelnen Entscheidungen - ausgehend von den Zitaten

der Beklagten offenbar ganz konkrete Mängel iZm der

Reinigung von Appartements, Zimmern oder Hotelanlagen zv

Grunde.

2.3. Soweit die Beklagte meint, der Verbraucher

könne die konkreten Reinigungsleistungen aus den jeweili-

gen auf die Leistungsart abgestimmten Detailanboten

erkennen [Berufung, Seite 19f und Seite 56], fehlt jegli-

cher Hinweis in der Klausel 2 darauf, dass sich die Kri-

terien für die ordnungsgemäße Reinigung des Obiekts aus

anderen Dokumenten ergeben sowie dazu, auf welche Unter-

lagen dabei konkret abgestellt wird. Jedenfalls ohne

einen entsprechenden Verweis ist für den typischen Durch-

schnittskunden (RIS-Justiz RS003'7I01 ) aber nicht klar, in

welchem Regelwerk die von ihm zu erbringenden (End-)Rei-

nigungsleistungen konkretisiert werden und wie die Reini-
gung letztlich konkret zü erfolgen hat. Dass er sich

anhand von allgemeinen Informationen in anderen Unterla-
gen über von ihm allenfalls verlangte Reinigungsarbeiten

informieren muss, birgt die Gefahr, dass er durch ein

unzutreffendes oder unklares Bild seiner vertraglichen

Position von der Durchsetzunq seiner Rechte abgehalten

wird (vgl etwa RIS-Justiz RS01L52I9 lT1, T15l; RS0037107

IT5, T6] ; vgl auch RS0115217 tT39l ; 10 ob L9/zIV). Daher

kommt es rechtlich auch nicht darauf an, welche konkreten

Leistungsbilder betreffend die (End-)Reinigung in anderen

Regelwerken aufgestellt werden. Der in diesem Zusammen-

hang behauptete sekundäre Feststellungsmangel IBerufung'

Seite 561 Iiegt also nlcht vor.

2.4. Ob sich aus der vom Erst.gericht zutreffend

erkannten Verletzung von S 6 Abs 3 KSchG durch die

Klausel 2 zwanqsläufig die Notwendigkeit zvr Aufzählung
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und Definition der verschiedenen Zustände iZm der Sauber-

keit und der ordnungsgemäßen Rückgabe in den AGB ergibt

IBerufung, Seite 2U, kann dahingestellt bleiben. Es ist

nämlich ausschließlich Sache der Beklagten als Verwende-

rin ihrer RVB, für deren gesetzmäßige Ausgestaltung zu

sorgJeni diese Aufgabe kann nicht auf das Gericht über-

wäIzt werden (RIS-Justiz RS0038205 [T3, T15] .

2.5. Zusammengefasst ist die Klausel 2 nach S 6 Abs

3 KSchG intransparent. Eine Prüfung der Klausef im Hin-

blick auf die Geltungskontrofle nach S 864a ABGB, wie von

der K1ägerin ebenfal-Is begehrt, kann daher unterbleiben.

a - KLausel 3 l5 Sanrlerwitnsr:-he- individu cl1c Reiserre-

staftung ReiseJ-eitunql:

Voranzustelfen ist, dass diese Kfausel mehrere mate-

riell- eigenständige Regelungsbereiche enthä1t, die einer

gesonderten Prüfung zugänglich sind:

c. 1 . ,,5. 7. 7. Vertri&sstelJ,en dürfen Sonderwünsc,he

nur entgegennehmen, wetlt7 diese als unverbin&Lich bezeich-

net werden, tt und

,,Vertri&sste77en sj'nd weder vott noch nach

Abschluss des Reisevertrages berechtigt, ohne schriftli'

che Bestätigang des Reiseveranstaltets, vora Leistungs'

besc,hreibungen bzw. bereits abgresc.hTosserT.etl Reiseverttä-

gen abweic,hende Zusagen zu g&en oder Veteinba:ru;lgen zu

treffen, soweit sie hierzu nieht gesondert bewoJ-l.mäehtigt

sind. tt

1. Nach dem Erstqericht ist Pkt 5.1.1. Satz 1 gröb-

lich benachteiligend isd S 879 Abs 3 ABGB: Nach S 9 Abs 2

PRG könne der Reisende vom Vertrag ohne Zahlung einer

Entschädigung zurücktreten, h/enn der Reiseveranstalter

die besonderen Vorgaben des Reisenden, die Vertragsinhalt.

geworden seien, nicht erfüIlen könne. Dagegen erkl-äre Pkt
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5.1.1. Satz 1 Sonderwünsche des Verbrauchers automatisch

afs unverbindlich, was dazu führe, dass der Verbraucher

kein Rücktrit.tsrecht nach S 9 Abs 2 PRG habe, selbst l^/enn

die Beklagte den zugesagten Sonderwunsch nicht erfüIlen

könne oder wol-le. Er könne diesfal-l-s nur gegen Bezahlung

einer Stornopauschale vom Reisevertrag zurücktreten. Pkt

5.1.1. Satz 3 verstoße zudem insofern gegen S 10 Abs 3

KSchG als (mündliche) Zusagen durch Vertriebsstellen aus-

geschlossen würden, egal ob diese von der Beklagten oder

von einem Dritten betrieben werden. Es Iiege auch ein

Verstoß gegen S 10 Abs 1 KSchG insofern vor, als Ver-

triebsstellen von Drittunternehmen betrieben würden und

ein Verbraucher davon ausgehen dürfe, dass Vertriebsstel-

len aufgrund ihrer sonstigen Vollmachten zvr verbindli-

chen Entgegennahme von Sonderwünschen berechtigt seien.

2. Berufungsentscheidunq:

2.L. Die Beklagte argumentiert zusamrnengefasst, ihr

komme aIs ,,maßgeblicher Vertragspartei" das Recht z1)r die

Vertretungsvollmacht eines verhandlungsführenden Dritten,

etwa des Reisebüros, insofern zu beschränken, afs nur

,,unverbindliche" Sonderwünsche von Kunden entgegengenom-

men werden dürfen und die Beklagte etwaige ,,Zusaqen" von

Vertriebsstellen nur dann gegen sich qelten lassen wi1l,
r^/enn sie selbst diese schrif tlich bestätige. Durch Pkt

5.1.1. der RVB werde diese zulässige Beschränkung der

Vertretungsvollmacht nicht überschritten IBerufung, Seite

2lffl. Dazu war folgendes zu erwägen:

2.2. Hinsichtlich Pkt 5.1.1. Satz 3 der RVB ist die

Beurteilung des Erstgerichts, die Bestimmung verstoße

gegen S 10 Abs 3 KSchG, zutreffend: S 10 Abs 3 KSchG

stellt klar, dass die Inlirksamkeit formloser (va mündfi-

cher) Erklärungen des Unternehmers oder seines Vertreters
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nj-cht vertraglich ausgeschfossen werden kann; damit sind

auch formlose Nebenabreden gültig. Die Besti-mmung zieLL

nicht nur auf den Schutz des Verbrauchers bej- Vertragsab-

schluss äb, sondern auch im EaIle der Abänderung oder

Ergänzung eines Vertrages (7 Ob 1B/06f). Erfasst sind

bspw Klauseln, wonach mündliche oder telefonische Abspra-

chen ,,keine Gültigkeit" haben (1 Ob 20L/05i*), Anderungen

eines Mietvertrags der schriftlichen Zustlmmung des Ver-

mieters bedürfen (7 Ob 1B/06f) oder jede Anderung oder

Ergänzung eines Leasingvertrags der Schriftform bedarf (3

ob 1-2/O9z; Kathreln/schoditsch in KBB6, S 10 KSchG Rz 4)'

Auch dj-e Beklagte versucht in Pkt 5.1.1 Satz 3 der RVB

insofern forml-ose Erklärungen ihrer Vertreter (der Ver-

triebsstellen) auszuschließen, a1s diese ohne schriftli-

che Bestätigung des Reiseveranstalters weder von Leis-

tungsbeschreibungen bzw bereits abgeschlossenen Rej-sever-

trägen abweichende Zusagen geben noch davon abweichende

Vereinbarungen treffen dürfen. Dies verstößt jedenfalls

gegen S 10 Abs 3 KSchG.

2.3. Pkt 5.1.1 Satz 1 der RVB schließt dagegen die

!üirksamkeit formfoser Erklärungen nicht aus und wird

somit von S 10 Abs 3 KSchG nicht erfasst.
2.3.7. Die Unzulässigkeit von Pkt 5.1.1. Satz 1 kann

entgegen der Rechtsansicht der Klägerin und des Erstge-

richts - aber auch nicht mit (einem Verstoß gegen) S 10

Abs 1 KSchG begründet werden: S 10 Abs 1 KSchG legt fest,

dass eine Vollmacht, die ein Unternehmer erteilt hat, im

Verkehr mit Verbrauchern alle Rechtshandlungen umfasst,

die derartige Geschäfte gewöhnlich mit sich bringen. Die

Bestimmung stellt damit eher starr darauf ab, dass

wenigstens irgendeine - t^Ienn auch geringfügige (zB die

Befugnis, Erklärungen entgegenzunehmen) - Vollmacht
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erteilt wurde (Neumayr in xeiLer/KLauser Verbraucher-

recht, S 10 KSchG Rz 4; 9 Ob 15/05d mwN). Der isd S 10

Abs 1 Satz 1 KSchG vermutete Umfang der Vertretungsmacht

ist durch den Unternehmer beschränkbar. Die Beschränkung

wirkt jedoch nur dann ohne weiteres gegenüber dem Ver-

braucher, \^/enn sie ihm bewusst I^/ar. Vor diesem rechtli-

chen Hintergrund versucht die Beklagte rnit Pkt. 5.1.1 Satz

1 und Satz 3 der RVB, dem Verbraucher von ihr vorgesehene

Vollmachtsbeschränkungen bewusst zv machen. Ob dies

gelingt, kann aber nur im Einzelfall- - in Abhängigkeit

von der jeweiligen BewussLseinslage des Verbrauchers

beurteilt werden, weil der bloße Hinweis auf eine Voll-

machtsbeschränkung in AGB und Vertragsformblättern nicht

d,azu ausreicht, die Kenntnis des Verbrauchers hinreichend

darzutun; erforderlich ist darüber hinaus, dass der Ver-

braucher die entsprechenden Passagen auch wirklich gele-

sen und verstanden hat. Diese Frage hat aber nichts mit

der Zulässigkeit der hier gegenständlichen Klausel zD tun

(4 Ob 59/09v lKlausel 241; 3 ob L2/092 lKlausel 28]; 9 ob

15l05d; 7 Ob 230/]Bm [Klausel 25)).

2.3.2. Einen Verstoß gegen S 6 Abs 3 KSchG (vgt etwa

3 Ob 268/09x IKlausel 16] zo Heimverträgen; RIS-Justiz

RS01L521-9) hat die Klägerin tZm Pkt 5.1.1 Satz 1 nicht

behauptet; ihr Vorbringen zvY Verletzung des Transparenz-

gebots erf asst vielmehr nur Pkt 5 . 1 . 1 Satz 3 [ON 17,

Seite 1l und Pkt 5.1.3 ION 7, Seite 6] .

2.3.3. Al-lerdings dient Pkt 5.1.1 der RVB nicht bloß

der Information über eine von der Beklagten vorgenonrmene

Beschränkung der Vertretungsmacht. der Vertriebsstellen.

Vielmehr kommt ihm aus der Sicht eines durchschnittlichen

Kunden auch ein normativer Gehaft ztJi Die Formulierung

,,Vertriebsstelfen dürfen Sonderwünsche nur entgegenneh-
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men, wenn diese afs unverbindLich bezeichnet werden.

vermittelt dem unbefangenen Verbraucher in Zusammenschau

mit Pkt 5.1.1 Satz 2, wonach sich der Reiseveranstalter

bemüht, dem,,Inlunsch nach Sonderleistungen" zu. entspre-

chen, dass er sich damit einverstanden erklärt, dass von

ihm gegenüber Vertriebsstellen der Beklagten abgegebene

Sonderwünsche von der Beklagten stets nur als unverbind-

lich behandelt werden müssen, selbst ü/enn der Verbraucher

seinen Sonderwunsch eigentlich aIs ,,verbindl-ich" behan-

delt wissen wollte und somit zvm Vertragsinhalt machen

wollte. Damit könnte er aber im Ergebnis von seinem Recht

nach S 9 Abs 2 PRG nicht mehr Gebrauch machen, vom Ver-

trag mit dem Reiseveranstafter aus dem Grund zurückzutre-

ten, dass der Reiseveranstalter die von ihm gemachten

besonderen Vorgaben nach S 6 Abs 2 Z 1 PRG, die Vertrags-

inhalt geworden sind (also seine Sonderwünsche; vql

K. Binder in Bammer, PRG S 6 Rz 77) nicht erfül1en kann.

Denn in diesem Fal-l würden von ihm geäußerte Sonderwün-

sche für die Beklagte niemals verbindlich und könnten gar

nicht zum Vertragsinhalt isd S 5 Abs 2 Z 1 PRG werden.

Auch der Rücktritt vom Vertrag im FaIIe ihrer Nicht-

Erfüllung würde dann ausscheiden. Die Argumentation der

Beklagten in der Berufung, dass der Verbraucher weiterhin

Sonderwünsche ,,äußern" könne und die Vertriebsstellen die

Pflicht hätten, diese an den Veranstalter weiterzuleiten,
geht somit am Problem vorbei. Aufgrund der durch eine

solche Einverständniserklärung geschaffenen Verschlechte-

rung der Rechtsposition des Verbrauchers im Vergleich zvr

sonst geltenden Rechtslage ist Pkt 5.1.1 Satz 1 (der im

Übrigen auch keinen ,,Hauptpunkt" des Reisevertrags

regelt) im Ergebnis gröblich benachteiligend iSd S 819

Abs 3 ABGB und daher unzulässig.
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c.2. ,,5.7.2. I1ür die Bearbeitung individtzelTer, vort

der j eweiTigen Leistungsbesc,hreibung abweichender Reisen,

wird eine Gebühr von maximal EIIR 50r-- pro Reisenden und

lloche er.ho,ben. rr

1. Das Erstgericht erachtete Pkt 5.L.2. der RVB als

gröblich benachteiti-gend isd S 879 Abs 3 ABGB, weil eine

Bearbeitungsgebühr von maximal EUR 50 pro Vrloche und Per-

son zusätzlich zv etwal-gen Zusatzkosten verrechnet würde,

die sich aufgrund der individuellen Reise ergeben.

2. Berufunqsentscheidung :

2.7. Die Klägerin hat bereits in erster Instanz vor-
gebracht, dass Pkt 5.L.2 intransparent iSd S 6 Abs 3

KSchG sei ION J, Seite 6] . Für den typischen Durch-

schnittskunden ist tatsächlich nicht ersichtJ-ich, worin

sich eine Reise mit ,,Sonderwünschen" nach Pkt 5. 1.1 und

eine ,,individuelle Reise" nach Pkt 5.7.2 unterscheiden.

Pkt 5.1.1 Satz 2 der RVB spricht von ,,Sonderleistungen,

die nicht ausgeschrieben sind"; Pkt 5 .1,.2 von ,,indi-vidu-
elleIn], von der jeweiligen Leistungsbeschreibung abwei-

chendeIn] Reisen". Merkmale, anhand derer zwischen den

beiden Begriffen differenziert- werden könnte, sind den

RVB nicht zt) entnehmen. Inwiefern zwischen den genannten

Begriffen ein inhaftlicher Unterschied bestehen sol1,

konnte selbst die Beklagte in erster fnstanz nicht darle-
gen. Auch r^/enn sie ausführte, dass sich Pkt 5.I.2 nicht

auf ,,Sonderwünsche" isd Pkt 5.1.1 erstrecke, konnte sie

dafür doch keinen nachvoll-ziehbaren Grund nennen. Richtig

ist zwar, dass in der Überschrift zu Pkt 5 sowohl ,,Son-

derwünsche" aIs auch ,,individuelle Reisegestaltung" aIs

Begriffe angeführt werden. ZuLreffend weist das Erstge-

richt aber darauf hin, dass sich diese Überschrift sowohl

auf Pkt 5.1.1 af s auch auf Pkt 5.L.2 bezieht, I^/as gegen
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eine nähere Differenzierung im Anwendungsbereich der

Bearbeitunqsgebühr spricht .

2.2. Da somit für den typischen Durchschnittskunden

nicht erkennbar ist, ob ein von ihm gegenüber der Beklag-

ten konkret geäußerter individueller Reisewunsch als

,,sonderwunsch" oder als ,,individuell-e Reise" zlt beurtei-
len ist, bleibt es für ihn auch unklar, ob dafür eine

Bearbeitungsgebühr nach Pkt 5.1".2 der RVB zt) entrichten
ist. Dadurch erhält er keine kfare und verlässfiche Aus-

kunft über seine Rechtsposition (RTS-Justiz RS0115271

tT14l). Pkt 5.1,.2 ist daher wegen des Verstoßes gegen S 5

Abs 3 KSchG unzulässig.
2.3. Ob die Kl-ausel - wie das Erstgericht meint

auch gröblich benachteiligend ist, hlar sohin nicht mehr

zu prüfen. Auf die entsprechenden Ausführungen der

Beklagten in der Berufung war nicht näher einzugehen.

c.3. ,r5.7.3. Bei vorn Reisenden im ZieLg&iet
gewünschten EIug- und/oder Hoteluntbuehungen behäLt der

Reiseveranstalter sic,h zusätzlieh zu den geg&enenfaTTs

entstehenden Mehrkosten die ErheJclung einet angetmesserTetT

Bearbeitungsg&ühr pro Persotl vor. "
1. Das Erstqericht erachtete Pkt 5.1.3 der RVB bei

einer Gesamtschau mit den PunkLen 5.1.1 und 5.7.2 als

intransparent isd S 6 Abs 3 KSchG, weil- für den Verbrau-

cher nicht erslchtlich sei, wann welche Regelung zur

Anwendunq komme und welche (Bearbeitungs-)Gebühr letzt-

lich verrechnet werden könne. Intransparent sei Pkt 5.1.3

aber auch, weil für den Verbraucher nicht erkennbar sei,
r^i as als ,,ang'emessene Bearbeitungsgebühr" anzusehen sei

und damit auch die Festsetzung der Gebühr allein j-m

Ermessen der Beklagten Iiege. Der Reisende könne also

nicht absehen, welche mit der Flug- und/oder Hotelumbu-
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chung verbundenen Mehrkosten bzw Bearbeitungsgebühren

noch hinzukämen. Zudem liege auch ein Verstoß gegen S 819

Abs 3 ABGB vort weil- die Kfausel nicht darauf abstelle'

ob die Umbuchung ausschließlich aus in der Sphäre des

Verbrauchers gelegenen Gründen begehrt werde.

2 . Berufunqsentscheidung :

2.7. Die Beklagte wendet in der Berufung ein, mit

Pkt 5.1.3 entspreche sie nur ihrer vorvertraglichen

fnformationspflicht iSv Art 5 Abs 1 lit c der Pauschal-

reise-Rl, indem sie sich bloß die Erhebung einer angemes-

senen Bearbeitungsgebühr vorbehalte.

2.2. Selbst i^Ienn man mit der Beklagten Pkt 5.1.3 als

bloß rechtsdeklaratorische Klausel ohne normativen Gehal-t

qualifizieren würde, unterliegt die Bestimmung dennoch

der Kontrolle auf Klarheit und Verständlichkeit als for-

melle Anforderung isd S 6 Abs 3 KSchG und muss daher dem

Erfordernis gerecht werden, dass die darin verwendeten

Eormulierungen klar und verständlich, einfach sowie

umfassend und genau umschreibend (vollständig) sind. Der

Verbraucher sotl nicht Gefahr laufen, über die sich für

ihn aus der Regelung ergebenden Rechtsfolqen und Auswir-

kungen getäuscht oder zumindest im Unklaren gelassen zv

werden (3 Ob 268/09x; RrS-Justiz RS0115219). Die Höhe der

von der Beklagten,,vorbehaftenen" Bearbeitungsgebühr bei

im Zielgebiet gewünschten Flug- und/oder Hotelumbuchungen

ergibt sich weder aus Pkt 5.1.3 selbst noch aus einem

darin enthal-tenen Verweis. Zutreffend kommt das Erstge-

richt zv dem Schluss, dass für den Verbraucher völlig

unklar bl-ej-bt, was als,/angiemessene Bearbeitungsgebühr"

im Falle einer von ihm gewünschten Umbuchung verlangt

werden kann.
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2.3. Pkt 5.1.3 der RVB verstößt daher gegen das

Bestimmtheitsgebot isd S 6 Abs 3 KSchG. Eine Prüfung der

Bestimmung auf einen allfäIligen Verstoß gegen S 879 Abs

3 ABGB konnte somit entfallen.
d. Kfausel 4 (6.2 Zwischenfandunqenl:

,rDet Reiseweranstalter weist darauf hin, dass es bei

DirektfTügen aus flug- und Prograrrrntec.hnisc,hen Gründel zu

Zwischenlandungen kozm'en katln . "

1. Nach dem Erstgericht stellt die Klausel auf all-

fällige, von der Beklagten vorgebrachte Gründe für eine

Zwischenlandung nicht ab. Die Kfausel verstoße daher

gegen S 6 Abs 2 Z 3 KSchG, weil damit der Beklagten bei

kundenfeindl-ichster Auslegung ein unbeschränktes einsei-

tiges Anderungsrecht hinsichtlich eines vereinbarten Non-

Stop-Fluges unabhängig vom Vorliegen sachlicher Gründe

eingeräumt werde. Sie verstoße auch gegen S 9 Abs 1 PRG

und S 819 Abs 3 ABGB, zumal die der Beklagten eingeräum-

ten umfassenden Abweichungen von den vertraglich geschul-

deten Leistungen sachlich nicht gerechtfertigt und auch

nicht geringfügig und somj-t einem Verbraucher nicht

zumutbar seien. Schließlich sei die Klausel auch intrans-

parent isd S 5 Abs 3 KSchG, weil sie die erwähnten t,pro-

grammtechnischen Gründe" nicht näher konkretisiere.

2 . Berufungsentscheidung :

2.I. Die Beklagte wei-st in der Berufung darauf hin,

dass die Klausel keine einseitige Leistungsänderung

zugunsten der Beklagten vorsehe, sondern es sich dabei

lediglich um eine allgemeine Information handle. Ob der

Klausel normativer oder wie die Beklagte vorbringt,

bloß informativer Charakter zukommt, kann dahingestellt

bleiben, weil auch eine Klausel intransparent ist, di-e

e-ine geltende Rechtslage unvollständig wiedergibt, sodass
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der Verbraucher einen unrichtigen Eindruck von seiner

Rechtsposition bekommen kann (RIS-Justiz RS011521'9

trssl ) .

2.2. Die Klausel erweckt bei kundenfeindlichster

Auslegung den Eindruck, der Verbraucher habe auch bei

einem vereinbarten Direktflug eine Zwi-schenlandung aIs

Anderung der Reiseleistung seitens der Beklagten aus

,,fluq- und programmtechnischen Gründen" hinzunehmen. Dies

ist zvm einen schon insofern intransparent, als der Ver-

braucher nicht näher darüber auf geklärt wird, \^/as unter

//programmtechnischen Gründen" zt) verstehen ist, dj-e

neben ,,flugtechnischen Gründen" - eine Zwischenlandung

bei einem Non-Stop-Flug bedingen können. Diese Unkl-arheit

vermag die Beklagte auch durch ihren Hinweis in der

Berufung, dass flugtechnische Gründe gleichzeitig pro-

grammtechnische Gründe seien, da sie in einem Wortzusam-

menhang stünden, nicht aufzuklären. Sofern sie damit

meint, dass die Klausel gar keine anderen Gründe als

,,flugtechnische Gründe" als Ursachen für Zwischenlandun-

gen regeln will, ist ihr entgegenzuhalten, dass in diesem

FaIl die separate Anführung von ,/programmtechnischen

Gründen" jedenfalls entbehrlich wäre und unbefangene

Leser ledigtich verwirrt. Zum anderen gibt die Klausel

für den typischen Durchschnittskunden aber auch nur

unkl-ar wieder, ob und l^Ienn ja unter welchen Vorausset-

zungen die Beklagte als Reiseveranstalterin berechtigt

ist, eine solche nachträgtiche Anderung der Reiseleistung

vorzunehmen und welche rechtlichen Möglichkeiten der Ver-

braucher deshalb hat. Darauf, ob es sich um eine bloß

unerhebliche Anderung isd S 9 Abs 1 PRG handelt, die der

Rej-severanstalter einseitig vornehmen kann, oder um die

Anderung einer wesentlichen Eigenschaft der Reisel-eistung
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isd S 9 Abs 2 PRG, für die dies nicht qi1t, ist daber

ohne Bedeutung: Denn weder weist die Beklagte darauf hin,

dass sie sich das Recht einer einseitigen Anderung isd S

9 Abs 1 PRG gesondert vorbehaften muss, noch stellt sie

klar, dass der Reisende im Falle einer Anderung nach S 9

Abs 2 PRG innerhalb einer vom Reiseveranstalter festge-

legten angemessenen Frist der vorgeschlagenen Anderung

entweder zustimmen oder vom Vertrag ohne Zahlung einer

Entschädigung zurücktreten kann. Die von der Beklagten in

der Berufung angesprochene Differenzierung zwischen uner-

heb-Iichen Anderungen und Anderungen von wesentlichen

Eigenschaften einer Relseleistung muss daher nicht näher

behandelt werden. Aufgrund der unkfaren Darstellung in

Klausel 4 wird damit den Aufkl-ärungs-, Beratungs- und

Informationspflichten gegenüber einem Reisenden entge-

gen der Argumentation der Beklagten in der Berufung

nicht ent.sprochen. Da ein typischer Durchschnittsverbrau-

cher keine Möglichkelt hat, zu erkennen, ob er bei ver-

einbartem Direktflug eine Zwischenlandung als Anderung

der Reiseleistung seitens der Beklagten hj-nnehmen muss

bzw welche anderen Möglichkeiten er hat, verstößt die

Klausel gegen S 6 Abs 3 KSchG.

2.3. Ob mit. der Klausel selbst unmittelbar eine all-

fällige Verkürzung der Ansprüche von Verbrauchern einher-

geht und damit also (auch) gegen S 6 Abs 2 Z 3 KSchG

und/oder qegen S 879 Abs 3 ABGB verstoßen wird, war nicht

weiter zu prüfen.

2.4. Aufqrund der obigen Ausführungen ergibt sich

die Unzulässigkeit der Klausel ohne Rückgriff auf das

Gemej-nschaftsrecht. Das Berufungsgericht sieht sich daher

nicht veranlasst, zvr Klausel 4 ein von der Beklagten
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angeregtes IBerufung, Seite 62f) Vorabentscheidungsver-

fahren einzuleiten.
e. Kfausel- 5 (7. Leistunosänderunqen):

Voranzustelfen ist, dass diese Klausel mehrere mate-

riell eigenständige Regelungsbereiche enthält, die einer

gesonderten Prüfung zugänglich sind:

e. 1. ,r7.7. Vor Vertragssc.hluss kann der Rei'severan-

stalter jederzeit eine i+nderung der Lejstungsbesehreibun-

gen wol:zzehnrett, über die der Reisende wor Buchung selbst-
werständTich infomiert wird. t'

1. Nach dem Erstqericht sieht Pkt 'l .L der RVB ledig-

lich vor, dass der Reisende vor Buchung ,,selbstverständ-
Iich" informiert werde. Damit gehe sie aber von der zwin-

gend einzuhaltenden Vorschrift des S 5 Abs 1 PRG ab,

wonach Anderungen der vorvertraglichen Informationen

klar, verständlich und deutlich mitzuteilen seien. Zudem

ermögliche es die Klausel der Beklagten, vor Vertragsab-

schluss jederzeit Anderungen der Leistungsbeschreibung

ohne jede Einschränkung oder sachliche Rechtfertigung,

sohin auch eine Anderung des Reisepreises ohne Einschrän-

kung , vorzt)nehmen, sodass dj-e Klausel auch gröblich

benachteiligend isd S 879 Abs 3 ABGB sei.
2 . Berufunqsentscheidunq :

2.I. Die Bektagte argumentiert in der Berufung, dass

Pkt 1 .I der RVB nicht gröblich benachteiligend sei. Auch

nach dem PRG seien Anderungen vor Abschluss des Reisever-

trags grundsätzLidn zulässig. Diese müssten dem Reisenden

gemäß S 5 Abs l- Satz 3 PRG vor Abschfuss des Pauschalrei-

severtrags mitgeteilt werden. Die Abänderung eines

Angebots sei weder gröblich benachteiligend noch unzuläs-

sig. Mit der Formulierung,,selbstverständlich informiert"

sage Pkt 1.1 nur aus, dass der Reiseveranstalter Anderun-
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gen seiner vorvertraglichen Informationen dem Reisenden

bekannt gebe. Bereits die ,,Information" selbst impli-

zLere, dass diese ,,k)-ar, verständlich und deutlich"

erfolge. Dem ist folgendes entgegenzuhalten:

2.2. Bevor der Reisende durch einen Pauschalreise-

vertrag oder seine Vertragserklärung gebunden isL, hat

ihm gemäß S 4 Abs 1 PRG der Reiseveranstalter (bei Ver-

mittlung über einen Reisevermittler auch dieser) einen

taxativen Katalog an vorvertraglichen fnformationen,

soweit diese für die ausgewählte, aber noch nicht
gebuchte Pauschalreise iSd S 2 Abs 2 PRG im konkreten

FalI relevant sind, zu erteifen (l(. Binder tn Bammer, PRG

S 5 Rz 16). Nach S 2 Abs 4 PRG gilt für die vorvertragli-
che Information ein spezielles Transparenzgebot. Gefor-

dert werden Kl-arheit, Verständlichkeit und Deutlichkeit,

was sich insbesondere gegen die Verwendung von Fachter-

mini, unverständliche Abkürzungen, Schachtelsätze und

eine künstliche Aufblähung durch überflüssige Angaben

richtet. Die bei schrift.licher Information zusätzlich
geforderte Lesbarkeit bringt auch Anforderungen an die

Textgestaltung mit sich (zB hinsichtlich Schriftgröße

oder Textfarbe; Kofmasch in Schwimann/Kodek, ABGB5, S 4

PRG Rz 20). Nach S 5 Abs 1 Satz 1 PRG werden die dem Rej--

senden gemäß S 4 Abs 1 Z I, 3, 4,5 und 7 PRG bereitge-

stellten Informationen Teil des Pauschalreisevertrags.

ülerden sol-che bereits erteilten vorvertraglichen Informa-

tionen noch vor Vertragsabschluss geändert, werden diese

Anderungen nach S 5 Abs I Sat"z 2 PRG nur dann wirksam,

\^renn sie von den Vertragsparteien ausdrücklich vereinbart

werden. Der Reiseveranstalter und gegebenenfalls der Rei-

severmittler haben dem Reisenden vor Abschluss des Pau-

schalreisevertrags nach Satz 3 leg cit alle Anderungen
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der vorvertraglichen Informationen klar' verständlich und

deutlich mitzuteilen. Die Bestimmung regelt a1so, unter

welchen Voraussetzungen und in welcher Weise diese Infor-

mationen bei ihrer Transformation in eine Vertragsbestim-

mung geändert werden können (ErlRV 1513 BIqNR XXV. GP, 9;

K. Binder in Bammer, PRG S 5 Rz 51).

2.3. Pkt '7 .l der RVB hat nicht. bloß informativen,

sondern auch normativen Charakter, weil der typische

Durchschnittskunde die Bestimmung als Zustimmung zwr Ein-

räumung eines Rechts für die Beklagte versteht. Die

Bestimmunq vermittel-t jedenfalls bei kundenfeindlichs-

ter Auslegung - den Eindruck, die in S 5 Abs 1 Satz 3 PRG

aufgestellten Kriterien für die Mitteilung über die Ande-

rungen der vorvertraglichen Informationen gegenüber dem

Reisenden (,,klar, verständlich und deutlich") würden für

Kunden der Beklagten nicht gelten, weil Pkt 1.7 der RVB

bloß davon spricht, dass diese davon,,selbstverständlich
informiert" werden. Entgegen der Ansicht der Beklagten

ergibt sich auch keineswegs, dass eine ,,Information"
jedenfalls ,,kLar, verständlich und deutlich* isd des S 5

Abs 7 Z 3 PRG z1r sein hat. Insofern bleibt die Bestimmung

also hinter dem gesetzlichen Standard des S 5 Abs 1 Satz

3 PRG bzw Art 6 Abs 1 Pauschalreise-Rl zurück und ver-

stößt gegen S 879 Abs 3 ABGB.

2.4. Ob die in Pkt 1 .1 der RVB vorgesehene Vereinba-

rung eines (bloßen) Anderungsvorbehalts der Rechtslaqe

entspricht (dafür offenbar Kolmasch in Schwimann/Kodek,

ABGB5, S 5 PRG Rz 4) oder ob es zur lalirksamkeit von nach-

träglichen Anderungen vielmehr eines Einvernehmens der

Vertragsparteien über die Anderungen selbst bedarf (dafür

K. Binder tn Bammer, PRG S 5 Rz 51), ist somit im vorlie-
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genden FalI nicht entscheidend und kann dahingestellt
bleiben.

2.5. Dass die Mitteilung einer Anderung nach Art 6

Abs 7 SaLz 2 der Pauschal-reise-Rl klar, verständlich und

deutlich zu sein hat, bestreitet auch die Beklagte nicht.

IZm Pkt 1.I der RVB ist nicht ztr k1ären, ob eine Mittei-

lung im Einzelfall diesen Kriterien entspricht. Der Vor-

wurf lautet vielmehr, dass durch Pkt '7.I die Beklagte

generell von der Verpflichtung zür Klarheit, Verständ-

lichkeit und Deutlichkeit. bei ihren Mitteilungen betref-
fend Anderungen befreit wird. Daher kommt es auch nicht

auf die Auslegung der Begriffe ,,klar, verständlich und

deutlich" iSd Art 6 Abs 1 SaLz 2 der Pauschal-reise-Rl an,

weshalb es auch der von der Beklagten angeregten Einlei-

tung eines Vorabentscheidungsverfahrens vor dem EuGH

IBerufung, Seite 63f] nicht bedarf.

e.2 . ,r7 . 2 . i+nderungen wesentJ,icher ReiseJ.ei stungen

gegenäber da. vereinbarten Inhalt des Reisewertrages, die

naeh Vertragsschluss und wor ReiseJ},eginn notwendig wetden

und vom Reiseveranstalter nicht wider Treu und Glavben

herbeigeführt wurdetz, sind tllar gestattet, soweit sie

nieht erhe.&Jich sind und den Gesantzuschnitt der gebuch-

ten Reise nicht beeinträchtigen. Eventuel-Le GewährTeis-

tungsansprüc,he bLeiben unberührt, insbesondere soweit die

geände:lrten Leistungen mit MängeLn behaftet sind. "

1. Das Erstqericht ging davon aus, dass Pkt 1.2 der

RVB der Beklagten die Möglichkeit zu Anderungen wesentl-i-

cher Reisel-eistungen nach Reisebeginn unbeschränkt ein-

räume, sodass damit der Regelungsinhalt des S 9 Abs 1 PRG

in unzulässiger Vüeise zo ihren Gunsten abgeändert werde.

Entgegen S 9 Abs 2 PRG, der eine erhebliche Anderung der

wesentlichen Eigenschaften der Reise nach S 4 Abs I Z 1
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PRG nur zulasse, \^/enn der Reiseveranstalter dazu gezwun-

gen sei, werde der Bekl-agten eine solche Anderung bereits

eingeräumt, \^Ienn sie ,,notwendig" und //vom Reiseveranstal-

ter nicht wider Treu und Glauben herbeigeführt" worden

sei. Die Beklagte verfüge daher über einen weitaus größe-

ren Spielraum als in S 9 Abs 2 PRG vorgesehen. Zudem sei

die Klausel gröblich benachLeiligend isd S 819 Abs 3

ABGB.

2 . Berufungsentscheidung :

2.7. Die Beklagte argumentiert in der Berufung, dass

nach S 9 Abs 1 PRG unerhebliche Anderungen von Reiseleis-

tungen grundsätzLich jederzeit zulässig seien, sofern sie

sich der Reiseveranstalter vorbehalten habe. Pkt 1.2 der

RVB beziehe sich ebenfalls auf die Bestimmung des S 9 Abs

1 PRG und l-asse Anderungen keineswegs unbeschränkt zor

sondern rriJT I soweit sie notwendig und nicht erheblich

seien sowie den Gesamtzuschnitt der gebuchten Reise nicht

beeinträchtigen. Zudem würden auch Anderungen, die wider

Treu und Glauben durch den Reiseveranstalter herbeige-

führt worden seien, nicht zu einer Anderung berechtigen.

Pkt 1 .2. der RVB verstoße daher nicht gegen S 9 PRG und

sei auch nicht gröb1ich benachteiligend. Dem ist im

Ergebnis zuzustimmen:

2.2. Pkt 1 .2 der RVB regelt seinem hlortlaut nach

bIoß And.erungen wesentlicher Reiseleistungen, die nach

Vertraqsschluss und vor Reisebeqinn notwendig werden.

Anderungen wesentlicher Reiseleistungen nach Reisebeginn

erwähnt die Bestimmung dagegen nicht. Sel-bst bei kunden-

feindlichster Auslegung kann Pkt 1.2 daher nicht so ver-

standen werden, dass damit Anderungen von (wesentlichen)

Reiseleistungen nach Rej-sebeginn geregelt werden oder gar

dem Relseveranstalter solche Anderungen nach Reisebeginn
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,,unbeschränkt" zustehen. Ob beim typischen Durchschnitts-

kunden dadurch, dass Anderungen nach Reisebeginn in Pkt

1.2 der RVB nicht angesprochen werden, allenfalfs der

fafsche Eindruck erweckt werden könnte, solche Anderungen

seien unbeschränkt zu1ässig, ist vom Berufungsgericht

nicht näher zu prüfen, weil eine Intransparer\z dieser

Bestimmung vom Kläger in erster Instanz nicht behauptet

wurde.

2.3. S 9 Abs 1 PRG behandelt unerhebfiche Anderungen

des Pauschalreisevertrags, die der ReiseveransLalter

gestützt auf einen im Vertrag enthaltenen Anderungsvorbe-

halt einseitig vornehmen darf, wobei er den Reisenden

über die Anderung klar, verständlich und deutlich auf

einem dauerhaften Datenträger in Kenntnis setzen muss.

Erhebliche Vertragsänderungen können vom Reiseveranstal-

ter dagegen nicht aufgrund eines Anderungsvorbehalts ein-

seitig vorqenommen, sondern müssen konkret einvernehmlich

vereinbart werden. Für drei Fälle von erheblichen Ver-

tragsänderungen sieht S 9 Abs 2 PRG aber eine den Reise-

veranstalter begünstigende Sonderregelung vor. Dabei geht

es um

- Anderungen von wesentlj-chen Eigenschaften der Rei-

seleistungen, z1) denen der Reiseveranstal-ter r,g€ZWUhgeri'\

ist;

senden,

sowie

Anderungen bezüglich besonderer Vorgaben des Rei-

die der ReiseveransLalter ,,nicht erfül-Ien kann";

- Preiserhöhungen um mehr als 8 % des Reisepreises.

fn diesen Fällen kann sich der Reiseveranstalter von

seiner vertraglichen Verpflichtung, die ursprünglich ver-

einbarte Leistung z\r erbringen, durch die in Abs 2 qere-

gelte Prozedur fösen. Er muss dem Reisenden rechtzeitig
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vor Reisebeginn unter Setzung einer angemessenen Auße-

rungsfrist die Anderung vorschJ-agen. lVenn der Reisende

zustimmt oder innerhalb der Frist keine Außerung abgibt,

wj-rd die Vertragsänderung wirksam. Die Ablehnung der

Anderung unter Aufrechterhaltung des ursprünglichen Ver-

trags lässt Abs 2, der damit den Vorgaben der Pauschal-

reise-Rl folgt, nicht zv. Der Reisende kann nur den kos-

tenlosen Rücktritt erklären oder ei-ne vom Reiseveranstal-

ter f reiwillig angebotene Ersatzreise akzeptieren, \^/enn

er mit der Anderung nicht einverstanden ist (KoTmasch in

Schwimann/Kodek, ABGBS, S 9 PRG Rz 11 ff). Die Begriffe

,,unerheblich" (Abs 1) und ,,erheblich" (Abs 2) sind weder

im PRG noch in der Pauschafreise-Rl näher definiert. Es

handelt sich dabei um ein vollständiges Gegensatzpaar;

eine Anderung kann also nur erheblich oder unerheblich

sein (Kolmasch j-n Schwimann/Kodek, ABGBs, S 9 PRG Rz 5).

Inlährend die Anderung besonderer Vorgaben des Reisenden,

die Vertragsinhalt geworden sind (S 6 Abs 2 Z 1), auf

jeden Fall erheblich ist, kann die Anderung wesentlicher

Eigenschaften der Reise isd S 4 Abs 1, Z 1 (wie Reise-

route, Aufenthaltsdauer, Abreisezeit, Lage und Einstufung

der Unterkunft usw) erheblich oder unerheblich sein

(Umkehrschluss aus Abs 2). Bei anderen Eigenschaften der

Reise (also isd S 4 Abs 1" Z 1 unwesentlichen) wird man im

Regelfall von der Unerheblichkeit der Anderungen ausgehen

können (KoTmasch in Schwimann/Kodek, ABGBs, S 9 PRG Rz 6).

2 .4. Die Klägerin - und ihr folgend auch das Erstge-

richt gehen zu Unrecht davon aus, dass Pkt 1.2 der RVB

den Spielraum der Beklagten für Leistungsänderungen über

die in S 9 Abs 2 PRG geregelLen Möglichkeiten hinaus

erweitert: Dem liegt. die unrichtige Annahme zugrunde,

dass die Bestimmung (auch) regelt, was bei erheblichen
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Anderungen des Inhalts eines Pauschalreisevertrags zu

gelten hat. Tatsächlich lässt die Bestimmung Anderungen

gegenüber dem vereinbarten Inhalt des Reisevertrages aber

nur ZUr ,,soweit sie nicht erheblich sind", wobei sie die

Zul-ässigkeit der Anderungen zusätzLich noch an die Erfül-

lung weiterer Voraussetzungen knüpft. Der Anwendungsbe-

reich von Pkt '7.2 der RVB beschränkt sich also selbst

bei kundenfeindlj-chster Auslegung von vornherein nur

auf ,,unerhebliche" Anderungen des Inhalts des Pauschal-

reisevertrags und räumt der Beklagten keine besonderen

Rechte in Bezug auf ,,erheblichet' Anderungen ein. Pkt 1.2

steht daher auch nicht im Vüiderspruch z1) S 9 Abs 2 PRG,

weshalb auch dahingestellt blej-ben kann, ob die dort ver-

wendete Formulierung ,,glezwungen" tatsächlich enger ist

als die in Pkt 1.2 der RVB verwendete Formulierung ,,Ande-

rungen [...] , die notwendig u/erden".

2.5. Aber auch eine Verletzung von S 9 Abs 1 PRG ist

durch Pkt 7.2 der RVB nicht ersichtlich, stellt die

Bestimmung doch hinsichtlich der inhaltlichen Zulässig-

keit von Anderungen über S 9 Abs 1 PRG hinausgehende Vor-

aussetzungen auf (Notwendigkeit der Anderung; Herbeifüh-

rung nicht wider Treu und Glauben; keine Beeinträchtigung

des Gesamtzuschnitts der Reise). Zusammengefasst ist eine

gröbliche Benachteiligung des Kunden isd S 879 Abs 3 ABGB

gegenüber dem positiven Recht LZm Pkt 1.2 der RVG nicht

ersichtlich. Eine Intransparenz von Pkt 1.2 wurde vom

Kläger in erster Instanz nicht geltend gemacht.

2.6. SchließIich kann die Unzulässigkeit von Pkt 1.2

- entgegen dem Vorbringen der Klägerin vor dem Erstge-

richt auch nicht darauf gestützt werden, dass damit der

Beklagten ein Anderungsrecht hinsichtlich des Reiseprei-

ses eingeräumt würde, ohne dass die Voraussetzungen des
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S B PRG eingehalten werden. Pkt 7.2 der RVB regelt näm-

Iich den Reisepreis gar nicht. Die Bestimmung erfasst

weder ausdrücklich die Anderung des Reisepreises, noch

kann der Reisepreis unter den Begriff der - in Pkt 7.2

sehr wohl behandelten - ,,Reiseleistungen" subsumiert wer-

den: Die Reiseleistunqen werden in S 2 Abs 1 PRG defi-

niert und umfassen die Beförderung einer Person (Z 1),

die Unterbringung einer Person (Z 2), weiters die Vermie-

tung von Autos oder anderen Kfz (Z 3), und jede andere

touristische Leistung, die nicht wesensmäßig Bestandtej-l

einer der vorhergehenden Reiseleistungen ist (Z 4). Diese

werden in Kombination als Pauschalreise angeboLen, wobei

S 2 Abs 2 Z 1 PRG dafür mindestens zwei verschiedene

Arten von Reiseleistungen verlangt, die zum Zweck einer

Reise miteinander verknüpft werden (K. Binder in Bammer,

PRG S 5 Rz 24). Bei Reisel-eistungen handeft es sich daher

sowohl nach der Definition des S 2 Abs 1 PRG als auch

nach dem allgemeinen Sprachverständnis des Begriffs - um

(einzelne) geqenüber dem Reisenden erbrachte Leistungen'

die zum Zweck einer Reise erbracht werden und sich insge-

samt zü einer ,,Reise" zusammenfügen. Dagegen ist der Rei-

sepreis nach allgemeinem Sprachverständnis nj-cht Bestand-

teil der Reise, sondern wird vielmehr - vom Reisenden

als Gegenleistung für die Reise entrichtet. SeIbst bei

kundenfeindlichster Auslegung kann der,,Reispreis" somit

nicht als ,,Reiseleistung" verstanden werden, mag er auch

eine wesentliche Eigenschaft von Reiseleistungen darstel-

Ien (vgl Pondorfer in Mayer-Ert7/Aupp/Pondorfer, PRG S 9

Rz 6).

3. Das Klagebegehren im Umfang von Pkt '7 .2 \^Iar daher

abzuweisen.
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e.3. o7.3. ... GegebenenfaTTs wird eE dem Kunden

unentgeltJ,iche t"Imbuehung oder einen urtentgeltJ.ichen Rück-

tritt anbieten. "
1. Nach Ansicht des Erstgerichts verstößt die

Bestimmung gegen S 9 Abs 2 PRG, weil- sie dem Reisenden

nur,,gegebenenfalls" ein Rücktrittsrecht einräume, I^loge-

gen dem Reisenden gemäß S 9 Abs 2 PRG bei erheblicher

Anderung von wesentlichen Reiseleistungen nach S 4 Abs 7

Z L PRG ein Rücktrittsrecht zwingend zustehe. Die Rege-

lung sei zudem auch intransparent, weil sie den Verbrau-

cher nicht klar über seine Rechte informiere und vorgebe,

dem Reisenden stünde nur dann ein Rücktrittsrecht zur

\^/enn es ihm von der Beklagten (,,gegebenenfalls" ) einge-

räumt werde.

2. BerufunqsenLscheidung:

2.I. Pkt '7 .3 Satz 2 der RVB ist bei kundenfeind-

lichster Auslegung so zü verstehen, dass der Reisende in

allen Fä11en einer Leistungsänderung (somit auch bei

erheblichen Anderungen isd S 9 Abs 2 PRG) nur dann unent-

geltlich vom Vertrag zurücktreten kann, Idenn ihm die

Beklagte diese Möglichkeit (,,gegebenenfalls") anbietet.

Dass diese Bestimmung nur für unerhebliche Anderungen des

Inhalts des Pauschalreisevertrags isd S 9 Abs 1 PRG gel-

ten soll, ist für den typi-schen Durchschnittskunden nicht

erkennbar, wird doch im vorangegangenen Satz betreffend

die Informationspflicht der Beklagten ebenfalls nur

generell auf ,,Leislungsänderung'en" abgestellt.
2.2. Eine Abhängigkeit des Rücktrittsrechts von der

Einräumung durch die Beklagte steht aber im Vüiderspruch

zu S 9 Abs 2 PRG, der vorsieht, dass der Reisende in den

dort geregelten Fälten den vorgeschlagenen Anderungen

(jedenfalls) entweder zustimmen oder vom Vertrag ohne
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Zahlung einer Entschädigung zurücktreten kann. Pkt 7.3

Satz 2 RVB verstößt daher gegen die gemäß S 3 PRG relativ

zwingende Vorschrift des S 9 abs 2 PRG und ist schon des-

halb unzulässig. Die Beklagte irrt also' wenn sie in der

Berufung behauptet, dem Reisenden stünden nach Pkt 1.3

(bei kundenfeindlichster Auslegung) ohnehj-n die Rechte

gemäß S 9 Abs 2 PRG ztt. Eine allfällige Intransparenz der

Bestimmung ist somit nicht zu prüfen.

e.4. Zusammengefasst sind daher die Punkte 7.1- und

7.3 zur Gänze ungültig. Nur im Umfang von Pkt 1.2 ist die

Berufung erf olgreich und \^/ar das Klagebegehren abzuwel-

sen.

f . Kl-auseL 6 (8 Rücktrit clttrch den Reisenden vor

Re i s ebeq inn q.ückt r ittsoebühren | :

,f ...

8.2. Die Fcüc'ktrittsge&lühren sind in Ziffer 8.4.

pauschaliert. Sie bestizrrnen sic,h nach delrn' Reisepreis

abzügLieh des lilerts der vom Reiseveranstalter etsparten

Aufwendungen sowie abzüglich dessen, was er durch andet-

weitige Verwendtzng der Reiseleistungen erwirbt. Die nach-

fo1genden Pausc,halen berücksiehtigen fertter den Zeitraum

zwischen der RüektrittserkJ'ärung und dq Reisebeginn. Sie

sind an:f Verlangen des Kunden vom Reiseveranstalter zu

begründen. De.lm. Kunden bleibt darübet hinaus dez Naehweis

offen, die da Reiseveranstalter zustehenden G&ühren

seien wesentlic,h geringer a.7s die von ihm geforderte Enx-

s chä di gttng sp au s ch a I e .

8 . 3 . Rücktrittsgeßrühren sind auch &nn zu zahlen,

wenrl sich ein Reiseteilnehmer nicht rechtzeitig zu den in

den Reisedoktmtenten bekanntgegebenen Zeiten am jeweiTigen

Abflughaf.en oder Abr.eiseort einfi.ndet oder wetarl. die Reise

wegen nicht voal Reiseveranstalter zu wertretenden Fehlens
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der Reisedoktfrnezzte, wie zB Reisepass oder notwendige

Visa, nic,ht angetreten wird.

8.4. Der pausehaJ-ierte Arzspruch auf Rüc'kttittsgebüh-

ren beträgt pro Person/pro Wohneinheit bei R:üc*tritt:
8. 4. 7. Standard-Gebührerl. :

A/B Reise mit (A) und ohne (B) Flugbefördentng

bis zum 30. Tag vor Reiseantritt 25 I
ab da 29. Tag wor Reiseantritt 40 I
ab d* 79. Tag wor Reiseantritt 50 I
ab da 9. Tag wor Reiseantritt 75 &

ab den 3. Tag vor Reiseantritt bis
zvm Tag des Rei.seantritts oder bei
Nichtantritt der Reise 8O *

des Reisepreises.

8 . 4 . 2 . Ausnahmen vorl. der Stand"ardregelung :

A Ferienwohnungen/-häuser/Atrtpartaents, Carawan-

Parks, auch bei Bus- und Bahnantreise, Motorradnzndreisen,

a.irtours Priwate travel
bis zun 46. Tag vor Reiseantritt 25 I
ab de;urr 45. Tag vor Reiseantritt 50 I
ab delm.35. Tag vor Reiseantritt bis zt'tn Tag des Rei-

seantritts oder

bei Nic,htantritt der Reise 80 &

des Reisepreises.

B Schiffsreisetz, Spezialprogtannne, Nctitrprogrzrnner'

Camtrter-Prograrme

bis zum 37. Tag wor Reiseantritt 25 I

ab dsr 30. Tag vor Reiseantritt 40 I
ab delm. 24. Tag wor Reiseantritt 50 e

ab da 77. Tag vor Reiseantritt 60 *
ab da 70. Tag vor Reiseantritt bis
ztmt Tag des Reiseantritts oder
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bei Nichtantritt der Reise 80 I
des Reisepreises.

C Bei Tediglich wezznittelten Eintrittskatten, zB für

MusicaLs, gelten die R:ücktrittsbedingangen des jeweiTigen

Anbieters, die lhnen bei Buchung mitgeteiTt werden.

D Bei Produkten, die mit d-n Vemerk o80 * Rück-

trittsg&ühr ab Buchung" gekennzeichnet sind, werden

unabhängig vom Zeitpunkt des Rüc,ktritts Rüektrittsgebüh-

r:erl. vori. 80 I des Reisepreises fä77i9.

Bei Produkten, die mit delrrt Vennerk ,rkostenl-osetr

Storno bis 78.00 tlhr am Anreisetagil gekennzeichnet sind,

fa7Len bei eineyrn Rücktritt bis 78: O0 Uht (I@Z) z,n Abrei-

setag keine Rücktrittsgebühren zD, bei zeitlich späteran

Rücktzitt bis hin zvm Nichtantritt der Reise werden Rück-

trittsg&ühren in IIöhe von 80 I des Reisepreises fä7lig.
E Etir besondere Produkte des Reiseveranstalters Wo7-

ters Reisen &bH (mit Ausnahme der I'Larken ,ratraveott lltzd

,.11(JI Vi77as") gelten abweic,hende Bedingungen, die Ihnen

jeweiTs vor der Buc,h,urtg mitgeteilt werden und mit aktueT-

Lem Stand unter www.tui-wolters.de/agb ztt finden sind:

Schiffsreisen mit Hurtigruten, Ic.eland Pro Cruises, Hansa

Touristik, Oceanwide Ez<peditions, P1antours Kreuzfahrten,

Transocean Kreuzfahrten, HaviTa Kystruten und Göta Kanal

sowie das Finnland Wintezprogreünm.

F Eür TUI Cars werden Rücktrittsge;aühren in Höhe von

80 & erst ab 24 Stunden vor Anreise und bei Nic'htabnal:unrte

des Mietwagens fäLIig.
G Etir Ang&ote von XTUI

6is 2,tm 37. Tag wor Reiseantritt 40 &

ab detn 30. Ta.g wor Reiseantritt 60 &

ab da 77. Tag wor Reiseantritt 70 &
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ab de.urr 70. Tag vor Reiseantritt bis zum Tag des Rei-

seantritts oder bei Nichtantritt der Reise 80 I des Rei-
sepreises.

8.5. Der Reisever.anstalter behäLt sic'h vor, ansteTTe

der vorstehenden Pausehelen eine höhere, indiwidueTT

berechnete Entschädigtng zu fordern, soweit der Reisever-

anstalter nac,hweist, dass iITm wesentlich höhere Aufwen-

dungen als die jeweiJs anwendbare Pauschale entstanden

sind. In diesa Fa77 ist der Reiseveranstalter vezpflieh-
tet, die geforderte Entschädiqzng unter Berücksichtigung

der ersparten Aufwendttngen und einer etwaigen, anderwei-

tigen Ve;l,wendtutg der Reiseleistungen konkzet zu beziffern
und zu belegen."

1. Das E-rstqericht ging der Rechtsansicht der Kl-ä-

gerin folgend - davon aus, dass bei einer GesamLbetrach-

tung der Punkte 8.2, 8.3, 8.4 und 8.5 die gesamte Klausel

B gröblich benachteiligend und intransparent sei. Das PRG

räume dem Reiseveranstalter grundsätzltch die Möglichkeit

ein, die Stornokosten entweder als Pauschalen zv verein-
baren oder (bei Fehlen einer solchen Vereinbarung) die

Stornokosten konkret zu berechnen. Dj-e Beklagte behalte

sich mit Pkt 8.5 der RVB vor, anstelle der vorstehenden

Pauschalen eine höhere, indj-viduefl- berechnete Entschädi-

gung za fordern und räume sich damit ein Vüahlrecht zwL'

schen der konkreten und der pauschalen Verrechnung einer

Rücktrittsgebühr ein, welches jedoch nach dem klaren

Vrlortlaut des S 10 PRG, der nur im Fal-le einer fehlenden

vertraglichen Regelung der Entschädigungspauschale eine

konkrete Abrechnung vorsehe, nicht bestehe. Damit ver-

stoße die inkrirni-nierte Kfausel 8 schon aus diesem Grund

zur Gänze gegen S 10 PRG und sei gröb1ich benachteiligend

im Sinne des S 879 Abs 3 ABGB, da zugunsten der Beklagten
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immer die höhere Entschädigung zur Anwendung gelangen

könne. Zudem gebe die Klausel auch die Rechtslage unrich-

tig wieder und gebe keinen Aufschluss darüber, \^/ann die

Beklagte die konkrete und '^Iann sie die pauschale Abrech-

nung anwende. Die Beklagte lege auch nicht dar, unter

welchen konkreten Voraussetzungen,,wesentlich höhere Auf-

wendungen" vorliegen, weshalb die gesamte Kl-ausel B hin-

sichtlich der Stornokosten auch intransparent sei. Zudem

verstoße Pkt 8.4.D der RVB auch deshalb gegen S 879 Abs 3

ABGB, weil SLornogebühren von B0 Z, wie in dieser Bestim-

mung vorgesehen, die unabhängig vom Zeitpunkt des Rück-

tritts und von der Reise- bzw Produktart verrechnet wür-

den, jedenfalls gröb1ich benachteiligend seien. Entgegen

dem Vorbringen der Beklagten nehme diese Bestirnmung auch

keine Einschränkung auf bestimmte Produkte oder Reisen

der Beklagten vor. Eine ,,Binnendifferenzierung" sei für

den Verbraucher aus Pkt 8.4.1 der RVB nicht ersichtlich.

Die Bestimmung sei daher auch aus diesem Grund intranspa-

rent. Auf eine allfä11ige fehlende Angemessenheit der

Höhe der einzelnen Stornopauschalsätze, eine Unlauterkeit

sowie darauf, ob die Höhe einem allfäIIigen Fremdver-

gleich standhalte, sel nicht näher einzugehen gewesen,

weshalb auch von der Aufnahme weiterer Beweise abgesehen

worden sei.
2 . Berufunqsentscheidunq:

2.1-. Aus Gründen der Verfahrensökonomie ist zunächst

der Vorwurf der KIägerin zu prüfen, die Beklagte habe

sich in ihren RVB ein Vflahlrecht zwischen einer pauschalen

und einer konkreten Entschädigung eingeräumt, I^Ias sowohl

gegen S 10 PRG als auch gegen S 879 Abs 3 ABGB verstoße.

2.2. S 10 Abs 1 PRG lautet wie folgt:
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,,Der Reisende kann vor Beginn der Pauschafreise

jederzeit ohne Angabe von Gründen vom Pauschafreisever-

trag zurücktreten. Tritt der Reisende nach diesem Absatz

vom Pauschafreisevertrag zurück, so kann det Reiseveran'

stafter die Zahlung einer angemessenen und vertretbaren

Entschädigung verTangen. Im Pauschafreisevertrag können

angemessene Entschädigungspauschal-en festgelegt werdenl

die sich nach dem zeitl-ichen Abstand zwischen dem Rück-

tritt und dem vorgesehenen Beginn det Pauschafreise sowie

nach den erwarteten ersparten Aufwendungen und Einnahmen

aus anderweitigen Verwendungen der Reisefeistungen bemes-

sen. Wenn vertragTich kein EntschädigungspauschaJ-e fest-

gelegt wurde, hat die Entschädigung dem Preis der Pau-

schafreise abzügIich der ersparten Aufwendungen und Ein-

nahmen aus anderweitigen Verwendunqen der Reise-Zeistungen

zu entsprechen. Auf Verlangen des Rejsenden hat der Rei-

severanstafter die Höhe der Entschädigung zu begründen."

2.3. Der Anspruch des Reiseveranstalters auf eine

angemessene und vertretbare Entschädigung ,,als solche"

ergibt sich gegenüber dem Reisenden unmittelbar aufgrund

des Gesetzes und besteht damit unabhängig von einer Ver-

einbarung im Pauschalreisevertrag (Treu in Bammer, PRG

S 10 Rz 6; Kol-masch ln Schwimann/Kodek, ABGB5/ S 10 PRG Rz

t2). Davon zv unterscheiden ist die Frage der jeweiligen

Höhe der Entschädigung: Sie bestimmt sich primär nach dem

Reisevertrag, also in aller Regel nach den AGB des Reise-

veranstalters, v/enn dort Entschädigungspauschalen verein-

bart wurden. Die Pauschalen müssen angemessen sein und

sich nach dem Zeitraum zwischen Rücktrittserklärung und

Reisebeginn, den erwarteten ersparten Aufwendungen und

den erwarteten Einnahmen aus dem anderweitigen Verkauf

der Reiseleistungen richten (S 10 Abs 1 Satz 3 PRG) ülenn
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kein Entschädigungspauschale vereinbart wurde, kann der

Reiseveranstalter gemäß S 10 Abs 1 Satz 4 PRG die Ent-

schädigung konkret berechnen, indem er vom Reisepreis die

ersparten Aufwendungen und die Einnahmen aus anderweiti-
ger Verwendung der Reiseleistungen abzieht (Treu in Bam-

mert PRG S 10 Rz '7 | 71 ; Kolmasch in Schwimann/Kodek,

ABGB5, S 10 PRG Rz 11, 18). Entgegen der Ansicht der

Beklagten ION I0, Seite 19] ist die in S 10 Abs 1 Satz 2

PRG angesprochene Entschädigung somit nicht,,denknotü/en-

dig eine konkret berechnete". Satz 2 lnäLL lediglich fest,

dass ein Anspruch des Reiseveranstalters auf eine ange-

messene und vertretbare Entschädigung besteht, ohne

jedoch ihre Berechnung näher zu regeln. Wie sie im Ein-

zeLfaLL zu berechnen ist, ergibt sich erst aus den Sätzen

3 und 4.

2.4. Die Beklagte vertritt die Ansicht, ein üIahl-

recht zwischen pauschaler und konkreter Entschädigung sei

weder unzulässig noch für Verbraucher gröblich benachtei-

ligend isd S 879 Abs 3 ABGB, weil sich weder aus S 10

Abs 1 PRG noch aus Art 72 Pauschalreise-Rl erqebe, dass

eine konkrete Entschädigung von einer Entschädigungspau-

schale verdrängt wird. S 10 Abs 1 Satz 4 PRG regle nur'

dass ej-ne in Reisebedingungen enthaltene Entschädigungs-

pauschale allenfalls Vorrang vor einer konkret zu berech-

nenden Entschädigung habe, I^/enn erstere nämlich nicht der

vorrangigen Geltungskontrolle nach S B64a ABGB oder

der Inhaltskontrolle nach SS 819 Abs 3 ABGB, 6 KSchG

standhalte.
2.4.L. Zunächst missversteht die Beklagte dabei den

Inhal-t von S 10 Abs 1 Satz 4 PRG: Die Bestimmung ordnet

nicht ärrr dass (bloß ) im Fal-le der Unwirksamkeit eines

vertraglich vereinbarten Pauschafes die konkrete Berech-
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nung zum Zug kommt. Ein sofches Verständnis stünde im

Vfiderspruch zum klaren Vüortlaut der Bestimmung: Demnach

hat eine konkrete Berechnung dann zu erfolgen, ü/enn ver-

traqlich kein Entschädiqungspauschale festgelegt wurde".

Abgesteltt wird also nicht auf die l,{irksamkeit einer Ver-

einbarung, sondern darauf, ob (überhaupt) eine Vereinba-

rung getroffen wurde. Zwar kann es nach hA auch dann zu

einer konkreten Berechnung kommen, I^Ienn sich ein verein-

bartes Entschädigungspauschale afs unwirksam herausstellt
(vg1 Treu in Bammer, PRG S 10 Rz 10 mwNi Kofmasch in

Schwimann/Kodek, ABGBs, S 10 PRG Rz 20; für die Rechtslage

in Deutschland: Staudinger in Führich/Staudinger, Reise-

recht8 S 16 Rz L6 und Bergmann in Tonner/Bergmann,/Bfan-

kenburg, Reiserecht S 2 Rz 288). Daraus darf aber nicht

der Schluss gezogen werden, dass die Entschädigung aus-

schließlich in einem solchen Fall ,,konkret" berechnet

wird. Dies ist vielmehr auch dann der Fall' htenn von

vornherein kein Entschädigungspauschale vereinbarL wurde.

Der Reqelunqsinhalt von S 10 Abs l- Satz 4 PRG besteht

also seinem Inlortlaut nach darin, dass eine konkrete Ent-

schädigung dann zrJT Anwendung kommt' wenn es an einer

vertraglich vereinbarten Entschädigungspauschale fehlt.

Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass die (wirksame) Ver-

einbarung eines Entschädigungspauschales eine konkrete

Berechnung der Entschädigung ausschließt, was sich für

den Reiseveranstalter wie folgt auswirkt: Zum einen darf

er bei Vereinbarung eines Pauschales nicht eine für ihn

im Einzelfall unter Umständen günstigere - konkrete

Berechnung vornehmen (KoJ-masch in Schwimann/Kodek, ABGBS,

S 10 PRG Rz 19). Vielmehr kann die Berechnung der ange-

messenen Entschädigung in einem solchen Fall nur anhand

des Pauschales erfolgen. Zum anderen ist es auch nicht
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zuIässig, \^Ienn sich der Reiseveranstaf ter ein Vüahlrecht

zwischen einer konkreten Abrechnung und einer Pauschal-ie-

rung im Pauschalreisevert,rag vorbehäl|u (Treu in Bammer,

PRG S 10 Rz 19) .

2.4.2. Die am Beginn jeder Gesetzesauslegung ste-

hende Wortinterpretation (vg1 RIS-Justiz RS000BB96) führt

somit z1.rm Ergebnis, dass nach S 10 Abs 1 Satz 4 PRG ein

,,Nebeneinander" von pauschaler Berechnung und konkreter

Berechnung der Rücktrittsentschädigung sei €sr indem

der Reiseveranstalter LroLz Vereinbarung ej-ner Pauscha-

lierung eine konkrete Berechnung vornimmt, sei esr dass

beide Berechnungsmöglichkeiten im Pauschafreisevertrag

(auch im Sinne eines ,,!VahIrechts" ) kombiniert werden

ausgeschlossen ist. Auch die Gesetzesmaterialien bringen

dies züm Ausdruck, indem sie darauf hinweisen, dass die

,,EntschädigungszahTung t...1 häufig bereits im Vertrag mit

Pauschalbeträgen festgeTegt" ist und ansonsten ,,der Ent-

schädiqungsbetrag f ür den konkreten Faf I zt-r berechnen"

ist (ErlRV 1513 BIqNR 25. GP, 12).

2.4.3. Aufgrund des klaren !{ortlauts des S 10 Abs 7

Satz 4 PRG wird auch in der ösLerreichischen Literatur

die Zulässigkeit eines vorbehaltenen ülahlrechts für den

Reiseveranstalter zwischen einer konkreten Abrechnung und

einer Pauschalierung verneint (Treu in Bammer, PRG S 10

Rz t9; KoJ-masch in schwimann/xodek, ABGBS, S 10 PRG Rz

19). Auch in der deutschen Literatur wird zwm insofern

deckungsgleichen - S 651h BGB nF die Einräumung eines

sofchen Vüahlrechts für den Reiseveranstalter zvm Teil

kritisi-ert (Tonner, Der Reisevertrags, S 651i BGB Rz 19;

vgl Staudinger in Führich/Staudinger, Reiserecht8 S 16,

der davon spricht, dass nach dem,,LeitbiId des Gesetz-

gebers" die Pauschalierung al-ternativ zur konkreten
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Berechnung erfolgt). Die gegenteilige Ansicht überzeugt

nicht: Bergmann (in Tonner,/Bergmann,/BTankenburg, Reise-

recht S 2 Rz 289) vertrj-tt, dass sowohl die Pauschal-

reise-Rl a1s auch S 651h BGB nF einen Rückgriff des Rei-

severanstalters auf die konkrete Berechnung bei Nichtver-

wendung von Pauschalen vorsehen, sodass auch dem Reise-

veranstalter, der sich vorbehalte, entweder pauschaliert

oder konkret zu berechnen, diese Möglichkeit zugestanden

werden sol-lte. Es gebe keinen Grund, diesen Veranstalter
anders z\f behandeln als denjenigen, der überhaupt keine

oder unzulässige Pauschalen gewählt habe. Dem steht

allerdings entgegen, dass sich ein Reiseveranstalter

immer dann, uienn ihm ein über die Pauschale hinausgehen-

der Schaden entstanden ist auf die - für ihn günstigere

konkrete Schadensberechnung stützen wird, sodass der Sinn

der Pauschale, den durchschnittlichen Schaden zv erfas-
sen, verfehlt wird (Tonner, Der Reisevertrags, S 651i BGB

Rz 19; Treu in Bammer, PRG S 10 Rz 19). Harke (in BeckOGK

S 551h BGB Rz 2I) lässt überhaupt offen, weshalb es

zu1ässig sein sol-I, dass sich der Reiseveranstalter eine

konkrete Berechnung Lrot-z Vereinbarung eines Entschädi-

gungspauschales vorbehalten können sollte. Da der Sinn

eines Pauschales dadurch unterlaufen würde, dass der Rei-

severanstalter im Einzeffall zwischen zwischen pauscha-

lierter und konkreter Entschädigung wählen könnte,

spricht auch eine objektiv-teleologische Interpret.ation
(RIS-Justiz RS000BB36 tT4l ) gegen die Zulässigkeit eines

vertraglich vereinbarten Wahlrechts. Dass das OLG München

.,den Vorbehalt" eines ReiseveransLalLers in seinen Reise-

bedingungen, im Einzelfall eine die Pauschale überstei-
gende angemessene Entschädigung zv verlangen, als unbe-

denkl-ich behandel-te (LL.72.1986 , 29 U 3080 /eA1 , steht
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damit nicht im Vüiderspruch, weil dieser Entscheidung noch

S 651i BGB aF zugrunde l"g, der eine dem S 10 Abs 1 Satz

4 PRG oder Art 72 Abs 1 Satz 4 Pauschalreise-Rl entspre-

chende Regelung im Unterschied zu S 651h BGB nF - noch

gar nicht enthielt.
2.4.4. Zwischenerqebnis:

Unter Heranziehung der nationalen Auslegungsregelun-

gen ergibt sich aus dem irrlortlaut und dem Sinn des S 10

Abs 1 Sat.z 4 PRG kfar, dass im Pauschalreisevertrag

zu1ässigerweise nur entweder eine Entschädigungspauschale

oder eine konkrete Berechnunq der Entschädigung vorgese-

hen sein kann und dass daher die Vereinbarung eines Vüahl-

rechts für den Reiseveranstalter zwischen diesen beiden

Berechnungsarten unzulässig ist.
2.4.5. Die Beklaqte versucht in der Berufung, ein

davon abweichendes Ergebnis unter Rückgriff auf die Art

72 Abs 1 Satz 4 der Pauschalreise-Rl zlt erzielen. Selbst

\^/enn die Richtlinienbestinrmung tatsächlich im Sinne der

Zu1ässigkeit eines von der Beklagten vertretenen !üahl-

rechts zu verstehen wäre, hätte sie dennoch im Anlassfall
jedenfalls keine unmittelbare Wirkung, weil es sich um

ein horizontales Rechtsverhältnis zwischen Privaten han-

delt (3 ob 2L6/21L IRz 45]; EuGH C-35I/\2, OSA Rn 43,

4B). Auch eine ,,richtlinienkonforme" Auslegung von S 10

Abs 7 SaLz 4 PRG im Sinne der von der Beklagten vertrete-

nen Rechtsauffassung scheidet hier aus' weil damit der

nach Vüortlaut und Sinn ei-ndeutigen nationalen Regelung

(siehe dazu 2.4.4.) ein durch die nationalen Auslegungs-

regeln nicht erzielbarer und sogar entgegengesetzter Sinn

gegeben würde (RIS-Justiz RSO114158 [T5, T7]. Soweit die

Beklagte also Ausführungen zur Auslegung von Art 72 Abs 1
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Satz 4 der Pauschalreise-RL anstellt, ist darauf nicht

näher einzugehen.

2.4.6. Die Beklagte verwies zvr Zulässigkeit von Pkt

8.5 vor dem Erstgericht noch darauf, dass sich der Kl-au-

selverwender auch bei Regelung von Schadenspauschalen den

Nachweis eines höheren Schadens vorbehalte. Abgesehen

davon, dass diese Ansicht in der Berufung offenbar nicht

mehr vertreten wird IBerufung, Seite 33], wäre damit für

die Beklagte aber ohnehin nichts qe\^/onnen. Denn nach hA

handelt es sich bei der für Rücktritte nach S 10 Abs 1

PRG vorgesehenen Entschädigung nicht um einen Schadener-

satzanspruch, weil der Reisende mit dem Rücktritt ein

Recht ausübt und nicht rechtswidrig handelt (Treu in Bam-

mert PRG S 10 Rz 6; KoLmasch in Schwimann/Kodek, ABGBS,

S 10 PRG Rz 72; aA Führich/Staudinger, Reiserechts S 1-6 Rz

7t, der den Anspruch aber immerhin als ,,Schadenersatzan-

spruch eigener Art" qualifiziert) .

2.5. Die Beklagte versucht mit ihren RVB' vertrag-

lich ein System der Berechnung für die Rücktrittsentschä-

digung za schaffen, in dem pauschale Entschädigung und

konkret berechnete Entschädigung miteinander kombiniert

werden: Grundsätzlich so11en die in Pkt 8.4. der RVB im

Einzelnen angeführten Pauschalen für die Entschädigung

zvr Anwendung kommen. Hat die Beklagte aber wesentlich

höhere Aufwendungen als die jeweils anwendbare Pauschale,

soll ihr nach Pkt 8.5 der RVB nach ihrer Vflahl auch

das Recht zustehen, eine höhere individuell berechnete

Entschädigung zu verlangen. Eine von der Beklagten in der

Berufung behauptete Stornogebühr in Höhe des tatsächlich

erfittenen Schadens als Gegenleistung für die Einräumung

eines (grundlosen) Rücktrittsrechts IBerufung, Seite 54]

ist somit nicht Gegenstand der Prüfung, sondern eine Kom-
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bination aus pauschaler und konkret berechneter Entschä-

digung in Form eines vorbehaltenen Wahlrechts.

2.6. Entgegen der Ansicht der Beklagten kommt Pkt

8.4 und 8.5 der RVB nach den bisherigen Ausführungen und

nach der Auffassung eines durchschnittlichen Kunden

entgegen der Ansicht der Beklagten nicht bloß rechtsde-

klaratorischer Charakter zv2 Die Formulierung in Pkt 8.5

,,behäIt sich vor, t...1 zu fordern" kann nämlich nicht aIs

bloße Rechtsinformation verstanden werden, sondern nur

als Zustimmungserklärung des Reisenden zur Einräumung

eines bestimmten Rechts für die Beklagte (vgl B Ob 2a/17p

[Klauseln 4 und 5] ) . Durch die Kombination aus pauschaler

und konkret berechneter Entschädigung im Pauschalreise-

vertrag gibt die Beklagte auch nicht bloß die geltende

Rechtslage wieder, sondern räumt sich - wie bereits oben

dargestellt - ein Recht gegenüber dem Reisenden ein, das

ihr nach S 10 Abs 1 Satz 4 PRG ni-cht zusteht. Insofern

versagt auch der Einwand in der Berufung, die Beklagte

komme damit nur ihrer vorvertraglichen Informations-

pflicht gegenüber den Reisenden nach lBerufung, Seite

3sl .

2.7 . Die Vereinbarung von pauschaler und konkret

berechnet.er Entschädigung nebeneinander 1n Eorm eines

Vrlahlrechts verstößt nach den bisherigen Ausführungen also

gegen S 10 Abs 1 Satz 4 PRG und ist aufgrund des Abwei-

chungs- und Umgehungsverbots in S 3 PRG (vg1 Keil-er in

Bammer, PRG S 3 Rz 15) unzulässig. Sie ist aber auch

zumal- kein ,,Hauptpunkt" des Reisevertrags betroffen ist

gröblich benachteiligend iSd S B'19 Abs 3 ABGB' weil die

damit dem Reisenden zugedachte Rechtsposition in einem

auffallenden Missverhältnis zur vergleichbaren Rechtspo-

sition des Reiseveranstafters stünde: Letzterer hätte es
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damit nämlich in der Hand, bei einem Rücktritt des Rei-

senden nach S 10 Abs 1 PRG stets die für ihn im Einzel-

fall günstigste Variante einer Entschädigungsberechnung

zv wählen: Angesichts der Vielzahl- von Rücktritten, mit

denen mittl-ere und große Reiseveranstalter konfrontiert

sind, kommt eine konkrete Berechnung aufgrund des damit

verbundenen erheblichen Aufwands - in der Regel nicht in

Betracht (Treu in Bammer, PRG S 10 Rz 18; Bergmann in

Tonner/Bergmann/Blankenburg, Reiserecht S 2 Rz 290).

Liegen die Aufwendungen des Reiseveranstalters unterhafb

der jeweils anwendbaren Entschädigungspauschalen, kann er

sich somit ohne wirtschaftliches Risiko auf die Pauscha-

Ien berufen. Liegen sie aber darüber, könnte er dennoch

eine höhere, individuell berechnete Entschädigung begeh-

ren. Das Risiko, im Einzelfall höhere Aufwendungen auf-

grund eines Rücktritts zu haben, als in den Pauschalen

festgelegt, würde damit auf den Reisenden überwä12t.

Darin liegt aber eine unzulässige Begünstigung des Rej-se-

veranstalters, durch die - wie bereits oben dargestellt

der Sinn einer Pauschalierung verfehlt wird ( Treu in Bam-

mer, PRG S 10 Rz 19; Tonner, Reisevertrags S 651i Rz 19).

Der darin bestehende Nachteil für den Reisenden gegenüber

der allgemeinen Rechtslage wird auch nicht dadurch aufge-

rdogen, dass der Reiseveranstalter ihm gegenüber die Höhe

des Entschädigungsbetrags aktiv nachweisen muss, soweit

er sich auf eine (höhere) individuelle Entschädigung

berufen wil-I. Auf Verlangen des Reisenden hat diesem der

Reiseveranstalter die Höhe der Entschädigung nämlich auch

nach S 10 Abs 1 Satz 5 zu begründen. Eine sachliche

Rechtfertigung für die Abweichung zv S 10 Abs 1 PRG'

wonach entweder nur eine Entschädigungspauschale oder nur

eine konkrete Entschädigung zustehen, ist nicht ersicht-
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lich und wurde von der Beklagten auch nicht behauptet. Es

trifft daher zwar zür dass der Beklagten ohne (wirksamer)

vertraglicher Vereinbarung von Entschädigungspauschalen

nach s 10 Abs 1 Satz 4 PRG eine konkret zu berechnende

Entschädigung zusteht. Dies rechtfertigt aber keinesfalls

die von ihr angestrebte Kombination von Entschädigungs-

pauschalen und konkreter Entschädigung weil eine solche

Rechtsposition deutlich günstiger wäre afs die ihr nach

der sonstigen Rechtslage zustehende.

2.8. Der Vorwurf eines V{ahlrechts zwischen

pauschaler und konkreter Entschädigung betrifft dabei

entgegen der Ansicht der Beklagten - nicht ausschließlich
Pkt 8.5 der RVB. Aus S 10 Abs 1 Satz 3 und 4 PRG lässt
sich nämlich nicht. entnehmen, dass bei gleichzeitiger
Vereinbarung einer Entschädigungspauschale und einer

konkreten Entschädigung zwingend nur erstere gültig wäre

und damit automatisch jener Teil der VereinbarunlJ' der

eine konkrete Entschädigung vorsieht, unzulässig wäre.

Nur dann könnte nämlich im vorliegenden Fall Pkt 8.5 der

RVB als allein unzulässiger Tej-1 der Regelung angesehen

werden. Aus S 10 PRG ergibt sich vielmehr, dass es dem

Reiseveranstalter frei steht, entweder eine pauschale

oder eine konkrete Entschädigung zu vereinbaren, er aber

jedenfalls nicht beide nebeneinander vorsehen darf.
V{erden wie hier - dennoch beide Elemente miteinander

kombiniert, kann daher nicht von vornherein ein Teil per

se a1s unzulässig betrachtet üierden, weil beide für sich

genommen zulässig wären. Die Unzulässigkeit folgt
vielmehr erst aus der Kombination von pauschaler und

konkreter Entschädigung in Form eines vüahlrechts der

Beklagt.en. Daher sind im vorliegenden Fafl die Punkte 8.4

und 8.5 der RVB in ihrer Gesamtheit betroffen und bilden
für die ZuIässigkeitsprüfung auch eine untrennbare
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Einheit. Die Unzulässigkeit einer Kombination aus

Entschädigungspauschalen und konkreter Entschädigung muss

zur Ungült.igkeit des gesamten Regelungskomplexes führen,

mit dem das System eines Wahlrechts begründet wird. Daher

sind sowohl Pkt 8.5 als auch der gesamte Pkt 8.4

ungültig. Da sich Pkt 8.2. Absatz 2 ausschtießlich auf

einen Verweis auf die unt,er Pkt 8.4 genannten

Entschädigungspauschalen bezieht und somit ohne Pkt B .4

keinen verbleibenden Anwendungsbereich hat, ist auch

dieser von der Ungültigkeit betroffen. Die Ausführungen

der Bekl-agten, wonach bei Ungültigkeit (bloß) von Pkt 8.4

der Pkt 8.5 verbleibe fBerufung, Seite 35], gehen damit

ins Leere.

2.9. Ob Pkt 8.5 der RVB auch isoliert betrachtet
aus anderen, vom Kläger geltend gemachten Gründen

unzulässig ist, ist dafür troLz der gegenteiligen Ansicht

der Beklagten tON 18, Seite 2l nicht entscheidend-

Insbesondere würde die (hypothetische) Unwirksamkeit von

Pkt 8.5 der RVB aus einem anderen Grund nicht dazu

führen, dass für die Zwecke desselben Klauselverfahrens

Pkt B .5 nicht mehr mit Pkt 8.4 gemeinsam ebenfalls der

Zulässigkeitsprüfung unterzogen werden könnte und daher

Pkt 8.4 dem Schicksal der Unzulässigkeit entgehen könnte.

2.L0. Dagegen ist Pkt 8.3 der RVB nicht Teil jenes

Systems, mit dem pauschale und konkrete Entschädigung

miteinander kombiniert werden. Vüeder regelt er selbst
unmittelbar die Höhe einer (pauschalen oder konkreten)

Entschädigung, noch verweist er entgegen der Auffassung

der Klägerin ION 76, Seite 5] - auf die konkret von der

Beklagten beanspruchte pauschale oder konkrete

Entschädigung. Die Bestimmung ordnet vielmehr bloß

allgemein äflr dass Rücktrittsgebühren auch dann zv zahlen

sind, u/enn sich ein Reiseteilnehmer nicht rechtzeitig am

jeweiligen Abflughafen oder Abreiseort ei-nfindet oder
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üienn die Reise wegen nicht vom Reiseveranstal-ter zv

vertretenden Fehlens der Reisedokumente nicht angetreten
wird. fn ähnlicher !üeise verweist auch - der vom K1äger

nicht angefochtene - Pkt 8.2 Absatz 1 bloß darauf, dass

,,eine angemessene Ent.schädigung" verlangt werden kann.

Die Bestimmung wird daher auch nicht von der Ungültigkeit
infolge der Unzulässigkeit der Kombination aus pauschaler

und konkreter Entschädigung erfasst. Es bleibt daher z\)

prüfen, ob die Bestimmung aus anderen vom K1äger in
erster Instanz vorgebrachten Gründen unzulässig ist.
Pkt 8.3 wird vom K1äger für sich alleine nicht
angefochten, sondern nur als Teil der gesamten

,,Stornokfausel-" ION 18, Seite 5] . Die vom Kläger in
diesem Zusammenhang behauptete (1) Intransparenz der

,,Stornoklausel" im Zusammenhang mit der möglichen

Geltendmachung einer Entschädigung von B5% des

Reiseprej-ses betrifft ebenso wie die aus diesem Grund

behauptete (2) gröbliche Benachteiligung der

,,Stornoklausel" und deren behaupteter (3) Verstoß gegen

SS I ff UGB ebenfalls nur die Kombination aus pauschaler

und konkreter Entschädigung oder zumindest die

vertragliche Vereinbarung einer konkreten Entschädigung,

die allenfalls in Höhe von 85% des Reispreises geltend

gemacht werden kann. Auch diese Vorwürfe sind daher

sef bst \^/enn man ihre Richtigkeit unterstellt nicht
geeignet, die Unzulässigkeit von Pkt 8.3 zü begründen'

weil auch sie mit dem System der kombinierten

Entschädigung zusammenhängen. Andere Gründe, aus denen

die Bestimmung unzufässig wäre, wurden nicht vorgebracht.

2.LL. Ob die einzefnen Entschädi-gungspauschalen in
Pkt 8.4 der RVB angemessen und/oder transparent sind,

kann somit ebenso dahi-ngestellt bleiben wie die Frage, ob

die Verwendung des Begriffs ,,wesentlich höhere

Aufwendung,en" in Pkt B,5 transparent ist. Auf die



-61 - 5 R 10-l /222

entsprechend.en Ausführungen der Beklagten IBerufung'
Seite 31fl ist nicht näher einzugehen.

2.72. Im Ergebnis sind daher Pkt 8.2 Absatz 2, Pkt

8.4 und Pkt 8.5 zur Gänze ungü1tig. Nur im Umfang von Pkt

8.3 ist die Berufung erfolgreich und ü/ar das Klagebegeh-

ren abzuweisen.

2.13. Mangels unmittelbarer Vfirkung von Art 1-2 Abs 1

Satz 4 der Pauschalreise-Rl im vorliegenden Fall und auf-
grund ihrer dem Vüortlaut und Sinn nach eindeutigen natio-

nalen Umsetzungsbestimmung des S 10 Abs 1 Satz 4 PRG, die

einer gegenteiligen richtlinienkonforme Auslegung entge-

gensteht, ist auch zvr Klausel 6 der Anregung der Beklag-

ten, ein Vorabentscheidungsverfahren einzuleiten

IBerufunq, Seite 64f], nicht zu folgen.

q. KfauseL T (9 Umbuchuno Ersatzpersont:

Voranzustellen ist, dass diese Klausel mehrere mate-

riell eigenständige Regelungsbereiche enthält, die einer

gesonderten Prüfung zugänglich sind:
g.1. ,r9.7. ... Dafür wird eine gesondette Gebüht vota

EUR 50,-- pro Person erhoben. Gegenüber Leistungsträgern

(zB Fluggesel-Lschaften) entstehende Mehtkosten werden

gesondert berec,hnet. (...) Darüber hinaus 9i7t Folgendes:

Bei einer ändenzng der Befördentng, der Unterkunft oder

des Reiseter:ztins wird der Reisepreis füt die geänderten

Leistungen koryTett neu berechnet auf der Basis der dann

geltenden Preise und Bedingtzngen. ..."

1. Das Erstqericht ging davon aus' die Bestimmung

sei bei einer Zusammenschau der beiden Sätze der inkrimi-

nierten Klausel bei kundenfeindlichster Auslegung so zü

verstehen, dass bei einer Anderung der Beförderung, der

Unterkunft oder des Reisetermins der Reisepreis für die

geänderten Leistungen komplett neu berechnet werde und
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zusätzlich eine Gebühr von EUR 50 pro Person verrechnet

werde. Dies sei gröblich benachteiligend im Sinne des

S 87 9 Abs 3 ABGB . Zudem f al-le die Gebühr auch dann ärlr

r^/enn der Reisende die Umbuchung aufgrund eines nicht von

ihm zv vertretenden Ereignisses vornehme, welches ihm

ledoch gemäß S 10 Abs 2 PRG zvm Rücktritt vom Pauschal-

reisevertrag berechtigen würde. Eine Gebühr in Höhe von

EUR 50 pro Person sei insbesondere bei einem einheitli-

chen Buchungsvorgang mehrerer Personen unangemessen hoch.

Die Klausel sei zudem auch intransparent im Sinne des S 6

Abs 3 KSchG, weil für den Reisenden unklar bleibe, in

welcher Höhe die Gesamtkosten der Umbuchung ausfielen.

Die Klausef sehe auch nicht vor' dass dem Reisenden die

konkrete Höhe der Gesamtkosten vor Verbindlichkeit seiner

Umbuchungmitgeteilt werde .

2. Berufungsentscheidung :

Hinsichtlich der Zuläss iokeit der Bestimmung ist

zwlschen ihren einzelnen Elementen zu unterscheiden:

2.L. Pkt 9.I Absatz 1 - Sat.z. 3 cler RVB betreffend die

Einhebung einer Gebühr ist - in Zusammenschau mit den

beiden vorangegangenen Sätzen bei kundenfeindl-ichster

Auslegung so zu verstehen, dass der Reisende für jede auf

seinen !üunsch hin vom Reiseveransta.l-ter vorgenonrmene

Umbuchung eine gesonderte Gebühr von EUR 50 pro Person zu

zahlen hat. Die Bearbeitungsqebühr ist demnach unabhängig

davon z\J entrichten, ob den Reisenden konkret ein Ver-

schulden an der von ihm gewünschten Umbuchung trifft.

Damit wird eine pauschale und verschuldensunabhängige

Haftung des Kunden begründet. Schuldloses vertragswidri-
ges Verhalten macht nach dispositivem Recht aber grund-

sätzlich nicht schadenersatzpflichtig. Die Vereinbarung

einer solchen Erfolgshaftung in AGB betrifft keinen
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,,Hauptpunkt" des Reisevertrags und ist gröblich benach-

teiligend isd S 879 Abs 3 ABGB (1 Ob 17 /22p l33l mwNi 1

Ob 201,/2Ow; RIS-Justiz R50729621" iTll ) . Eine gröbliche

Benachteiligung für den Verbraucher ergibt sich aber auch

daraus, dass die Einhebung der Bearbeitungsgebühr nach

Pkt 9.1, AbsaLz L, Satz 3 der RVB keinen durch die vom

Reisenden gewünschte Umbuchung hervorgerufenen Mehrauf-

wand für die Beklagte voraussetzt. In diesem Fall fehlt

es der Bearbeitungsgebühr aber jedenfalls an einer sach-

Iichen Rechtfertigung. Vüenn die Beklagte argumentiert,

dass mit dieser Gebühr nur der t.atsächlich entstehende

Mehraufwand abgegolten wird IBerufung, Seite 39], ist sie

darauf zv verweisen, dass die tatsächliche Handhabung in

der Praxis unerheblich ist (RIS-Justiz RSO121943). Ob die

Einhebung einer Bearbeitungsgebühr gegen S 10 Abs 2 PRG

verstößt und ob die pauschale Gebühr ihrer Höhe nach

angemessen ist IBerufung, Seite 40), ist somit rechtlich

ni-cht entscheidend

2.2. Nach den übrigen Teilen der inkriminierten

Bestimmung (Pkt 9.1 Absatz 1, Satz 4 und Absatz 2) ist

der Reisende im Fal-le einer auf seinen lrlunsch hin vorge-

nommenen Umbuchung verpflichtet, die gegenüber den Leis-

tungsträgern dadurch entstehenden Mehrkosten zrr beglei-

chen. Darüber hinaus wird bei einer Anderung der Beförde-

rung, der Unterkunft oder des Reisetermi-ns der Reisepreis

für die geänderten Leistungen komplett neu und zwar auf

Basis der dann geltenden Preise und Bedingungen - berech-

net.
2.2.L. Entgegen der Ansicht des K1ägers und des

Erstgerichts wird damit aber nicht gegen S 879 Abs 3 ABGB

verstoßen: Die Umbuchung einer Reise, etwa durch die

Anderung des Reisetermins, des Reiseziels, des Orts des
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Reiseantritts, der Unterkunft oder der Beförderung,

bedeutet jedenfalls ein Abqehen von der ursprünglich

gebuchten Reise und damit eine Anderung einzelner Ver-

tragsbestandteile. Auch nach dispositivem Recht hätte der

Kunde die durch eine solche - von ihm selbst gewünschte

Anderung allenfalls hervorgerufenen Mehrkosten der jewei-

ligen Leistungsträger (zB Fluggesellschaften) zu überneh-

men, weil nicht einzusehen wäre, dass der Reiseveranstal-

ter damit belastet würde. Ebenso würde den Kunden eines

lderkvertrags im FalIe einer nachträglichen Vertragsände-

rung das wirtschaftliche Risiko treffen, dass die abgeän-

derte Leistung nun auf Basis der im Anderungszeitpunkt

geltenden Preise und Bedingungen neu berechnet wird. Eine

Bindung des Vüerkunternehmers an die im ursprüngl-ichen

Zeitpunkt der Auftragserteilung geltenden Preise und

Bedingungen wäre nur dann anzunehmen, \^/enn sich dieser

dazu vertraglich verpflichtet hätte.
2.2.2. Die Bestimmung ist auch nicht intransparent

im Sinne des S 5 Abs 3 KSchG: Die Rechtsposition des Ver-

brauchers im Falle einer auf seinen Vüunsch hin vorgenom-

menen Umbuchung ist darin nämlich klar umschrieben: Blen-

det man die - ohnehi-n unzulässige Bearbeitungsgebühr

von EUR 50 pro Person aus' hat er ei-nerseits allfälliqe

Mehrkosten der Leistungsträger zu übernehmen und anderer-

seits den sich aufgrund elner Neuberechnung ergebenden

Rei-sepreis für die geänderte Leistung auf Basis der nun-

mehr geltenden Preise und Bedingungen zu zahlen. Dass

sich daraus für den Verbraucher vorab nicht konkret

ergibt, wie hoch die Gesamtkosten der Umbuchung ausfallen

werden, liegt nicht an einer intransparenten Klauselge-

staltung, sondern daran, dass die Gesamtkostenbelastung

von mehreren Faktoren abhängt, die weder für den Verbrau-
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cher noch für die Beklagte im Vorhinein abzuschätzen

sind: So ist weder klar, ob überhaupt Mehrkosten der

Leistungsträger anfallen und wenn ja wie hoch diese sind,

noch wie sich die Preise und Bedingungen entwickeln, auf

deren Basis der Reisepreis für die geänderte Leistung

gebildet wird. Die Gesamtkostenbelastung im FaIle der

Umbuchung kann daher nur ,,abstrakt umschrieben" werden

(vgt 10 Ob '7 4/1,5b zum FaIt einer Klausef betref fend die

Gesamtkostenbelastung eines Gerichtsverfahrens). Auch die

inkriminierte Bestimmung beschränkt sich darauf, dem Rei-

senden aufzuzeigen, mit welchen finanziellen Auswirkungen

er ,.abstrakt" im Falle einer Umbuchung z\) rechnen hat.

Sie regelt dagegen nicht die Frage, welche fnformationen

der Reiseveranstal-ter dem Reisenden betreffend der von

diesem gewünschten Umbuchung erteilen muss, bevor dessen

,,Umbuchungserklärung" verbindlich wird. Dass Pkt 9.7 eine

solche Verpflichtung des Reiseveranstalters nicht vor-

sieht, macht sie also entgegen der Ansicht des Klägers

und des Erstgerichts - ebenfalls nicht inLransparent.

2.3. Das Klagebegehren v/ar daher im Umfang von Pkt

9.L Absatz I, Satz 4 und Absatz 2 der RVB 1m Ergebnis

abzuweisen.

g.2. o9.2. ... Tritt ein Dritter eta die Ste77e des

angerneIdeten TeiTnehmers, ist det Reiseveranstalter

berechtigt, füz die ihm durch die Teilnahme der Ersatz-

p,erson entstehenden Bearbeitungskosten pausc.hal Et R 70 r00

ztl verlangen. Gegenüiber Leistungsträgern (zB FluggeseJ-I-

sc,haften) tatsäehlich ent'stehende l,Iehtkosten werden

gesondert bereehnet. (...) Da Reisenden bleibt det Nach-

weis mit delm. Eintritt des Dritten nicht entstandener oder

wesenf.lich niedrigere Kosten unbenommelz. I'
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1. Das Erstqericht ging - dem Vorbringen des Klägers

folgend - davon aus, dass nach S 7 Abs 2 PRG vom Reise-

veranstalter nur angemessene und tatsächlich entstandene

Mehrkosten im Rahmen der Übertragung begehrt werden könn-

ten, nicht ;edoch eine zusätzliche Vergütung für die

Umbuchung. Eine zusätzliche Verrechnung einer pauschalen

Bearbeitungsgebühr von EUR 10 sei daher unzulässig. Der

Klausel fehle es auch am Erfordernis der Angemessenheit

hinsichtlich der entstandenen Mehrkosten. Daher verstoße

sie auch gegen das Transparenzgebot des S 6 Abs 3 KSchG'

da sie offen lasse, in welcher Höhe Mehrkosten gegenüber

den Leistungsträgern dem Verbraucher verrechnet werden

können. Zudem wäre der Verbraucher auch insofern falsch

über die Rechtslage informiert, als für ihn durch den

Hinweis, dass ihm der Nachweis geringerer Kosten unbenom-

men bleibe, der Eindruck erweckt werde, ihm stünden nur

bei geringeren nachweisbaren Kosten und nicht auch bei

unangemessenen Kosten - Einwendungen zu.

2 . Berufunssentscheidunq :

2.1. Zu Pkt 9.2 Absatz 3, Satz 1 der RVB:

2 .1.1. S 7 PRG lautet auszugsl^/eise wie folgt:

,, (7) Der Reisende kann den Pauschafreisevertrag auf

eine Person, die all-e Vertragsbedingungen erfüI7t, über-

tragen. ...

(2) Der Reisende, der den Pauschafreisevertrag über-

trägt, und die Person, die in den Vertrag eintritt, haf-

ten dem Reiseveranstafter afs Gesamtschufdner für den

noch ausstehenden Betrag des Reisepreises und die dutch

die Übertragung entstehenden zusätzfichen Gebühren, Ent-

geTte und sonstigen Kosten. Der Reiseveranstafter hat dem

Reisenden, der den Vertrag übetträgt, die tatsächl-ichen

Kosten der Übertragung mitzuteiLen. Diese Kosten dürfen
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nicht unangemessen sein und dürfen die tatsächl-ichen Kos-

ten des ReiseveranstaLters infoTge der Übertragung des

Pauschafreisevertrags nicht übersteigen. "

2.1-.2. Der Reiseveranstalter hat afso Anspruch auf

die Mehrkosten, die durch die Umsetzung der angezeigten

Vertragsübertragung anfallen. Darunter sind grundsätzLidn

die dem Reiseveranstalter entstehenden Auslagen (also der

durch die Übertragung entstandene Mehraufwand) zu verste-

hen. Das Gesetz spricht von zusätzL:-chen Gebühren, Ent-

gelten und sonstigen Kosten der Übertragung. Dazu zählen

etwa die Umbuchung im System, zusätzliche Entgelte, die

der Reiseveranstalter Leistungsträgern für die Namens-

änderung oder die Ausstellung neuer Reiseunterlagen wie

Tickets oder Voucher für Unterbringung, Transfer etc zü

leisten hat, Verwaltungskosten aber auch ein eigener Auf-

wand, sofern er konkret zuordenbar ist (zB Portokosten

oder die Benachrichtigung der Leistungsträger; Keil-er in

Bammer, PRG S 1 Rz 29, 3L; Kofmasch in Schwimann/Kodek,

ABGB5, S 7 PRG Rz I1) .

2.I.3. Die Beklagte vertritt in der Berufung, dass

nach S 7 Abs 2 PRG vom Relseveranstalter auch ein Pau-

schalbetrag für die Übertragung angesprochen werden

könne. fn der Literatur werden dazu unterschiedliche Mei-

nungen vertreten: ülährend Keifer (in Bammer, PRG S '7 Rz

32) t-roLz des Vüortlauts der Bestimmung dennoch f ür die

Mühewaltunq die Verrechnung einer ,,ArL (Um) Buchungsge-

bühr" für zu1ässig erachtet, tritt Kol-masch (in Schwi-

mann,/Kodek, ABGBs, S 7 PRG Rz L'7) dafür ein, dass die ver-

einbarung oder Verrechnung einer pauschalen Umbuchunqsge-

bühr \^regen der Beschränkung auf tatsächliche Kosten unzu-

Iässig sei (ebenso zvr Rechtslage in Deutschland Staudin-

ger in Führich/Staudinger, Reiserecht S 13 Rz L4 und 16).
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2.1-.4. Das Berufungsgericht hält letztere Rechtsan-

sicht aufgrund des klaren Vüortlauts der Bestimmung für

überzeugend: S 7 Abs 2 Salz 1 zählt zunächst jene (durch

die Übertagungen entstehenden),,zusätzl-ichen" Kosten auf,

für die der Reisende und der Eintretende dem Reiseveran-

stalter gegenüber als Gesamtschuldner haften. Satz 2

knüpft sodann ebenfalls an die ,,tatsächlichen Kosten der

Übertragung" an. Der Gesetzgeber begrenzt damit die vom

Reisenden (bzw vom Eintretenden) im Zusammenhang mit der

Übertragung des Pauschalreisevertrags zv. tragenden Kosten

eindeutig auf tatsächlich entstandene Kosten. Damit steht

die Vereinbarung einer Pauschale jedenfalls in Wider-

spruch, würden damit für den Reisenden (bzw den Eintre-

tenden) doch auch in jenen Eällen Kosten anfallen, in

denen die Übertragung beim Reiseveranstalter tatsächlich
qar keinen Mehraufwand verursacht hat. Die Vereinbarung

der Pauschale in Pkt 9.2 Absatz 3 Satz 1 der RVB ist

daher aufgrund des Verstoßes gegen den zwingenden S 7 Abs

2 PRG jedenfalls ungü1tig. Ob die veranschlagte Pauschal-e

als Bearbeitungsgebühr angemessen ist IBerufung, Seite

4If) ist somit nicht entscheidend.

2.2. Zu Pkt 9.2 Absatz 3, Satz 2 und Satz 4 der RVB:

2.2.1-. Pkt 9.2 Absatz 3, Satz 2 beinhaltet (jeden-

falts bei kundenfeindlichster Auslegung) - anders afs die

Beklagte darzustellen versucht IBerufung, Seite 42]

nicht bloß einen Hinweis auf die gesonderte Berechnung

von Mehrkosten gegenüber Leistungsträgern, sondern eine

Zahlungspflicht für die tatsächl-ich entstandenen Mehrkos-

t.en. Dies ergibt sich schon aus dem in Pkt 9 .2 Absatz 4

der RVB enthaltenen Hinweis, dass der angemeldete Teil-

nehmer und die ErsaLzperson für die durch den Eintritt

entstehenden Kosten zu haften haben.



-15- 5 R 101 /222

2.2.2. Die Pflicht zvr Kostenerstattung, die den

Überträger und den Übernehmer solidarisch trifft, ist mit

den tatsächlichen Kosten und einer zusäLz)-tchen Angemes-

senheitsqrenze (,,nicht unangemessen") doppelt beschränkt:

Einerseits dürfen die Kosten nicht unangremessen sein, was

bedeutet sie sollten adäquat und den Verhältnissen im

Lichte des Reisevertrages entsprechend bemessen sein.

Andererseits bilden die tatsächlichen (,,wahren") Kosten

des Veranstalters die gesetzliche Obergrenze der vom Rei-

severanstal-ter an die Reisenden im Sinne eines Aufwander-

satzes weiterzuverrechnenden Mehrkosten (Keil-er in Bam-

mert PRG S 7 Rz 30; Kofmasch in Schwimann/Kodek, ABGBs,

S 7 PRG Rz 18).Daraus folgt, dass die Verrechnung auch

der tatsächlich dem Reiseveranstalter aufgrund der Über-

tragung des Pauschalreisevertrages entstandenen Mehrkos-

ten gegen S 7 Abs 2 PRG verstieße, soweit die Kosten

unangemessen hoch sind.
2.2.3. Pkt 9.2. Absatz 3, Satz 2 und Satz 4 der RVB

erwecken für den typischen Durchschnit.tskunden (in Zusam-

menschau mit Absatz 4) den Eindruck, dass der Reisende

(bzw der Eintretende) jedenfalls für die durch den Ein-

tritt der Ersatzperson entstehenden tatsächlichen Mehr-

kosten zu haften haben, rrnabhäno i o clavon, nhq I ö änatemes-

sen sind oder nicht. Dies steht im ülj-derspruch zv S 7 Abs

2 PRG. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob a1s Maßstab

für die Angemessenheit der Reispreis (Kolmasch in Schwi-

mann/Kodek, ABGBS, S 7 PRG Rz 18) oder der objektivier-

bare Aufwand des Reiseveranstalters im Zusammenhang mit

der Übertragung (Keifer in Bammer, PRG S 1 Rz 30) heran-

zuziehen ist, weil Pkt 9.2 Absatz 3, Satz 2 und Satz 4

der RVB die Angemessenheit der Mehrkosten als Vorausset-

zung für deren Ersatz schon an sich unerwähnt fassen.
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Aufgrund des damit für den Verbraucher vermittelten
unrichtigen Eindrucks von seiner Rechtsposition ist die

Bestimmung intransparent (RIS-Justlz RS0115219 tT55l ) .

gt.3. Zusammengefasst ist die Berufung der Beklagten

zu Klausel 7 nur insofern insoweit erfolgreich, als das

Klagebegehren im Umfang von Pkt 9.I Absatz 1-, Satz 4 und

Absatz 2 abzuweisen war.

h. Klausef B (77 Rücktritt und Kündiguno durch den

Reiseveranstafter) :

,r77.7. Der Reiseveranstalter kann den Rej,severtrag

ohne Einhaltung einer Erist kündigen, rretrna die Durchfüh-

rung der Reise trotz einer entsprec'henden Abmahnung durch

den Reiseveranstalter vom Reisenden naehhaltig gestört

wird. Das Gleiche gi7t, wetTrt sich ej,n Reisender in sol-'

chen Maß vertragswidrig verhäIt, dass die sofortige Auf-

h&ung des Vertrages gereehtfeztigt ist. "

1. Das Erstqericht erachtete die Klausel für

intransparent im Sinne des S 6 Abs 3 KSchG, wei-l sie

nicht konkretisiere, wann eine Reise durch den Verbrau-

cher ,,nachhaltig" gestört werde bzw l^rann sich der Ver-

braucher ,,in einem solchen Maß vertragswidrig verhält,

dass die sofortige Aufhebung des Vertrages gerechtfertigt

ist". Zudem bleibe auch unklar, ü/ann der Kündiqung eine

Abmahnung vorangehe und wann die Beklagte die Möglichkeit

einer sofortigen Kündigung ohne vorherige Abmahnung haben

solle.
2 . Berufungsentscheidunq :

2.I. Die Beklaqte argumentiert in der Berufung, dass

eine Abmahnung nicht nur im Falle einer Kündigung erfor-

derlich sei, wenn der Reisende die Durchführung der Reise

nachhaltig störe, sondern auch ,,im zweiten FaIl"' weshalb

die Bestimmung nicht intransparent sei. Gegen die von der
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Beklagten behauptete Auslegung spricht jedoch, dass Pkt

11 . 1 Absatz 1-, Satz 2 der RVB von der ,,sofortige (n) Auf -
hebung des Vertrages" spricht, wodurch klar wird, dass

die beiden in der Bestimmung zusanmengefassten Fälle

einer vorzeitigen Beendigung des Reisevertrags aufgrund

eines bestimmten Verhaltens des Reisenden gerade nicht

denselben Voraussetzungen unterlieqen. Bei kundenfeind-

lichster Auslegung hat die Bestimmung vielmehr folgenden

Inhalt: Nach Pkt 11.1 Absatz I, Satz 1 kann die Beklagte

den Reisevertrag in bestimmten Fällen (nachhaltige Stö-

rung durch den Reisenden) zwar ohne Einhaltung einer

Frist kündigen, sie hat den Reisenden aber zwor ,,ent-

sprechend" abzumahnen. Dagegen bedarf die vorzeitige

Beendigung des Vertrages nach Pkt 11.1 Absatz L, Satz 2

bei einem dort beschriebenen (vertragswidrigen) Verhaften

keiner vorherigen Abmahnung; dieses soll vielmehr zür

sofortigen Aufhebung des Vertrages berechtigen. Die Wort-

folge ,,das Gleiche gilt" betrifft somit nur die Berechti-
gung zur Beendigung des Vertrages ohne Einhaltung einer

bestimmten Frist, nicht dagegen auch das Erfordernis der

Abmahnung. Worin der Sinn in der sprachlichen Differen-

zierung zwischen Satz 1 und Satz 2 lm Falle der von der

Beklagten vertretenen Auslegung liegen sollte, lässt sie

offen.
2.2. Damit ist die Bestimmung aber - wie das Erstge-

richt bereits zutreffend aufgezeigt hat intransparent,

weil der Verbraucher durch die Lektüre der Bestimmung

keine verfässliche Auskunft über seine Rechtsposition

erhäIt: Die Begriffe ,,nachhaltig gestört" (Satz 1) und

,,irr solchem Maß vertragswidrig verhält, dass die sofor-

tige Aufhebung des Vertrages gerechtfertigt ist" (Satz 2)

sind so unbestimmt, dass sich ihr Inhalt jeder eindeuti-
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gen Festlegung entzieht. Der durch ihre Verwendung

geschaffene weite Beurteilungsspielraum schließt es aus'

dass der Verbraucher Klarheit darüber gewinnen kann, wel-

ches Verhalten die Beklagte zvr vorzeitigen Beendigung

des Reisevertrages berechtigt (vgt RIS-Justiz RS0115217

IT3, T34]; RS0115279 tT10l ) . Daraus ergibt sich auch

zwangsläufig eine Unklarheit darüber, ob ein Verhalten

unter SaLz 1 fäIlt, sodass vor der Kündigung eine Abmah-

nung durch die Beklagte verlangt wird, oder unter Satz 2

und daher eine sofortige Vertragsbeendigung ohne eine

vorangegangene Abmahnung rechtfertigt.
2.3. Mit ihrem Verweis auf S 12 Abs 3 Z 1 PRG ist

für die Beklagte nichts gel^/onnen: Die Bestimmung regelt,

unter welchen Voraussetzungen ein Anspruch des Reisenden

auf SchadenersaLz gegenüber dem Reiseveranstalter im

Falle einer Vertragswidrigkeit ausscheidet und ist daher

nicht entscheidend dafür, ob die von der Beklagten

gewählte Formulierung in Pkt 11.1 der RVB intransparent

ist. Dasselbe gilt auch für die Erage, ob ein Flugkapitän

nach S L25 LuftfahrtG berechtigt ist, einen Eluggast, der

die Anwej-sungen des Bordpersonals nicht befolgt' auszu-

schließen.

2.4. Mit ihrem erstmals in der Berufung erstatteten

Tatsachenvorbringen, Pkt 1.3 der Allgemeinen Reisebedin-

gungen (,,ARB 92*) habe eine ähnliche Regelung wie Pkt

11.1 Absatz 7, Satz 1 RVB beinhaltet, an deren Ausarbei-

tung auch die Ktägerin betei-Iigt gewesen sei, verstößt

sie gegen das Neuerungsverbot.

2.5. Aufgrund der obigen Ausführungen ergibt sich

die UnzuIässigkeit der KIausel ohne Rückgriff auf das

Gemeinschaftsrecht. Das Berufungsgericht sieht sich daher

nicht veranlasst, zur Kfausel B ein von der Beklagten
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angeregtes IBerufung, Seite 611 Vorabentscheidungsverfah-

ren einzuleiten.
V7 attaa 7 o /1 a trn\ana1 -^-^'i ^a ahh; 1 f AT n ,-J^-,,^^

Kündigunq) :

,172.2. Der Reisende kann eine Minderung des Reise-

preises ver1angen, fa77s ReiseJ'eistungen nicht frei vorT

Reisemängeln erbra.cht wc.rden sind und er es nicht schul-d-

haft rante:r.1asseta hat, den Mangel unverzügLich (ohne

sc.hu1dhaftes Zögern) artzuzeigetT. tl

1. Das Erstqericht ging von der Intransparer\z der

Klausel aus. Diese sehe vor' dass bei schuldhafter Unter-

Iassung einer Mängelrüge das Preisminderungsrecht des

Reisenden zur Gänze entfalle, wobei davon auch Preismin-

derungsansprüche für Mängel umfasst wären, die auch bei

erfolgter Mänge1rüge nicht hätten behoben werden können.

Die Klausel würde somit auch in einem Fall, in dem die

unterl-assene Mänge1rüge keinerlei Auswirkungen auf die

Behebbarkeit hätte, dazu führen, dass der Reisende sämt-

liche Preisminderungsansprüche verliere, u/enn er den

nicht behebbaren Mangel nicht rüge. Damit biete die Klau-

sel aber für den Reisenden ein falsches Bild von der

Rechtslage und verstoße daher gegen S 12 PRG und S 5 Abs

3 KSchG.

2 . Berufungsentscheidung :

2.7. Die Klägerin vertritt im Verfahren, dass nach

dem PRG eine nicht erfolgte bzw nicht rechtzeitige Män-

gelrüge isd S 11 Abs 2 PRG nur Auswirkungen auf den Scha-

denersatzanspruch des Reisenden nach S 12 Abs 2 PRG habe,

nicht. aber auf dessen (nach der Klausel 9 allein gegen-

ständlichen) Preisminderungsansprüche nach S 1-2 Abs 1

PRG. Das Rechtsvorbringen der Beklagten dazu ist sowohl-
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in erster Instanz als auch im Berufungsverfahren - unein-

heitlich:
2.2. Einerseits vertritL sie die Auffassung, dass

der Reisende nach dem PRG ieden Mangel der Reiseleistun-
gen dem Reiseveranstalter unverzüglich anzuzeigen habe,

widrigenfalls er seine Preisminderungsansprüche - auch

für unbehebbare Mängel - verliere. Durch die unterlassene

Rüge werde eine allfällige Vertragswidrigkeit dem Reisen-

den nämlich nach S 12 Abs 1 PRG zurechenbar, sodass er

keine Preisminderung mehr geltend machen könne. Dazu

wurde folgendes erli\rogen:

2.2.7. SS 11 und 72 PRG lauten auszugs\^reise wie

folgt:

.S 77' "'

(2) Der Reisende hat dem Reiseveranstafter jede Ver-

tragswidrigkeit, die er während der Erbringung der im

Pauschafreisevertrag vereinbarten Reise-Zeistungen wahr-

nimmt, unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände

unve r zügf ich mitzute i Len.

S 72. (1) Der Reisende hat Anspruch auf eine ange-

messene Preisminderung für leden von einer Vertragswid-

rigkeit betroffenen Zeitraum der PauschaLreise; dies gilt

nicht, soweit der Reiseveranstafter nachweist, dass die

Vertragswidrigkeit dem Reisenden zuzurechnen ist.
(2) Der Reisende hat gegen den Reiseveranstafter

Anspruch auf angemessenen Ersatz des Schadens, den er

infoLge der Vertragswidrigkeit erl-itten hat. War die Ver-

tragswidrigkeit erhebfichr so umfasst der Schadener-

satzanspruch auch den Anspruch auf anqemessenen Ersatz

der entgangenen urLaubsfreude. Die Unterfassung einer

nach S 77 Abs. 2 gebotenen Mitteilung einet wahrgenofiIme-

nen Vertragswidrigkeit kann dem Reisenden a-i.s lulitver-
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schuLden angerechnet werden (S 7304 ABGB). Der Schadener-

satz ist unverzügfich zu feisten. ..."

2.2.2. Die Unterlassung einer nach S 11 Abs 2 PRG

gebotenen Mitteilung einer wahrgenommenen Vertragswidrig-

keit durch den Reisenden hat der österreichische Gesetz-

geber in Umsetzung der Pauschalreise-RL ausdrücklich nur

im Zusammenhang mit seinem Recht auf Schadenersatz gere-

gelt: Demnach kann dem Reisenden nach S 12 Abs 2 Satz 3

PRG die Unterlassung einer solchen Rüge (nur) als Mitver-

schufden angerechnet werden. Dagegen wird die Unterlas-

sung der Mänge1rüge in S 12 Abs 1 PRG im Zusammenhang mit

dem Recht des Reisenden auf angemessene Preisminderung

h/egen einer Vertragswidrigkeit nicht erwähnt.

2.2.3. Im Sinne der von der Beklagten vertretenen

Rechtsansicht stell-t sich allerdings die Frage, ob einem

Reisenden eine Vertragswidrigkeit, die dieser nicht
(unverzüglich) dem Reiseveranstalter angezeigt hat, nach

S 12 Abs 1 PRG ,ztizurechnen" ist, sodass ihm wegen dieser

Vertragswidrigkeit im Ergebnis auch kein Anspruch auf

eine angemessene Preisminderung zukommt (für die Möglich-

keit eines solchen Ausschlusses: Schethaufer/Wukoschitz

in Bammer, PRG S 11 Rz 5; KamiTarov, Das Pauschalreisege-

setz , L77 ; Lindinger, Zur Rügepflicht im PRG, VbR 201-8,

L29f; dagegen: Kofmasch in Schwimann/Kodek, ABGBs, S tI

PRG Rz und S 72 PRG Rz 9; Schuster-Woff/Habersberger, Die

,,Rügepflicht" im Pauschalreiserecht gemäß PRG, VbR 201'9,

726f). Bejaht man dies, knüpft daran allerdings die wei-

tere Frage dDr ob die unterfassene Mängelrüge - wie die

Beklagte vertritt nach S 12 Abs 1 PRG generell (also

auch bej- unbehebbaren Mängeln) den Ausschl-uss der Preis-

minderung für den Reisenden zur Folge hat, oder ob dies

wie die Klägerin hilfsweise argumentiert - nur für Ver-
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tragswidrigkeiten gi1t, die bei erfolgter Rüge nicht ent-

standen wären oder prompt behoben werden hätten können,

und auf die (bzw auf deren Fortbestehen) sich die unter-

Iassene Mängetrüge daher kausal ausgewirkt hat (in diesem

Sinn Scherhaufer/v{ukoschitz in Bammer, PRG S 11 Rz 5 und

6) .

2.2.4. Diese Frage und die sich im Rahmen einer all-

fäIligen richtlinienkonformen Auslegung des S 12 Abs 1

PRG anschließende Frage, ob die Pauschalreise-RL im FafIe

einer Verletzung der Rügeobliegenheit nach ihrem Art 13

Abs 2 überhaupt einen Entfall der Gewährleistungsrechte

des Reisenden vorsieht - und wenn )a, ob dies auch für

unbehebbare Mängel gilt muss aber im vorliegenden Falf

nicht abschließend beantworteL werden, weil die Klausel 9

bereits aus einem anderen Grund gegen S 6 Abs 3 KSchG

verstößt: Selbst wenn man nämlich mit der Beklagten davon

ausginge, dass eine unterlassene Mängelrüge nach S L2 Abs

1 PRG auch bei unbehebbaren Mängeln jedenfalls zum Ver-

lust der Preismj-nderungsansprüche führt, würde die Klau-

sel 9 die geltende Rechtslage in diesem Zusammenhang den-

noch nur unvollständig wiedergeben. Voraussetzung für den

Entfall der Gewährleistungsrechte ist nach S 1-2 Abs 1 PRG

(wie auch nach Art 1'4 Abs 1 Pauschalreise-RL) nämlich

jedenfalls der Nachweis des Reiseveranstalters, dass die

Vertagswidrigkeit dem Reisenden zuzurechnen ist. Einen

solchen Hinweis, dass die Beklagte die schuldhafte Unter-

lassung der unverzüglichen Mängelrüge durch den Reisenden

nachzuweisen hat, damit dieser im FalIe einer mangelhaft

erbrachten Reiseleistung keine Minderung des Reisepreises

in Anspruch nehmen kann, fehlt jedoch in den RVB der

Beklagten. Damit wird dem Verbraucher ein unzutreffendes

Bild seiner Rechtsposition vermittelt, der dadurch allen-
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falls von der Inanspruchnahme seiner Gewährleistungs-

rechte abgehalten wird. Dieser Umstand, der jedenfalls

auch im erstinstanzlichen Vorbringen der KIägerin zur

Intransparenz Deckung findet, begründet den Verstoß der

Klausel 9 gegen S 6 Abs 3 KSchG.

2.2.5. S 863 ABGB bietet - entqegen der Rechtsan-

sicht. der Beklagten jedenfalls keine Grundlage dafür,

dass eine unterlassene Rüge zum Entfall des Preisminde-

rungsrechts führt. Die Bestimmung betrifft die Erklärung

des rechtsgeschäftlichen Vflillens im Zusammenhang mit dem

Abschluss von Rechtsgeschäften und ist daher auf den vor-

liegenden FalI nicht anwendbar. Dass die unterlassene

Rüge beim Schadenersatzanspruch als Mitverschulden nach

S 1304 ABGB zu berücksichtigen ist, ergibt. sich unmittel-

bar aus S 12 Abs 2 Satz 3 PRG und spricht nicht für die

von der Beklagten vertretene Rechtsansicht, sondern

dagegen, weil der österreichische Gesetzgeber Rechtsfol-

gen für die Unterlassung nur im Zusammenhang mit Schaden-

ersatzansprüchen angeordnet hat.

2.3. Andererseits behauptet die Beklagte an anderer

Ste-IIe auch, dass ein Anspruch auf Preisminderung nur

(ganz oder teilweise) zo kürzen sei, soweit der Reiseman-

gel auf einer nach den Umständen schuldhaften Unterlas-

sung des Reisenden beruhe oder deswegen andauere (ON 3,

Seite 72; ON 10, Seite 26; Berufung, Seite 46). In diesem

FaIl müsste also die unterlassene Rüge entweder für das

Entstehen oder das Fortdauern des Mangels kausaf geworden

sein, damit sie zum Verfust von Preisminderungsansprüchen

führen könnte. Eolgt man dieser Rechtsansicht, würde der

Kunde also von vornherein nur bei behebbaren Mänqeln

seine Gewährleistungsrechte verlieren, I^i enn er diese

nicht rechtzeitj-g rügt. Bei kundenfeindlichster Auslegung
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bestimmt Klausel 9 aber, dass der Reisende' wenn er es

schuldhaft unterlassen hat, den Mangel unverzüglich anzv-

zeigen, seine Preisminderungsansprüche für alle Mängel

also auch für unbehebbare verliert. Mit der Klausel

wird also beim Reisenden der Eindruck eines weitergehen-

den Ausschlusses seines Preisminderungsrechts erweckt,

als er aufgrund der von der Beklagten (alternativ)

unterstellten - allgemeinen Rechtslage eintreten würde.

Gi-nge man von dieser Rechtsansicht aus, wäre die Klausel

9 daher ebenfalls intransparent.
2.4. Zusammengefasst verstößt daher die Klausel 9 -

egal welche Rechtsansicht der Beklagten man zugrunde legt

-gegenS6Abs3KSchG.
2.5. Ob ein Reisender seine Preisminderungsansprüche

r^regen eines von ihm wahrgenonmenen Mangels (egal ob

behebbar oder unbehebbar) tatsächl-ich verliert, den er

dem Reiseveranstalter nicht unverzügfich mit.teilt, ist

also für die Unzulässigkeit der Klausel nicht entschei-

dend. Daher kommt es auch nicht darauf äflr ob sich diese

von der Beklagten vertretene Rechtsansicht aus einer

richtlinienkonformen Auslegung von S L2 Abs 1 und Abs 2

PRG ergibt. Das Berufungsgericht sieht sich daher auch zü

Kl-ausel 9 nicht veranlasst, ein von der Beklagten ange-

regtes Vorabentscheidungsverfahren einzuleiten IBerufung'

Seite 6Bl.
i K] att<al 'l fi /'l ? QnhaÄanar<alzl.

,,73.7.3. Rej'seleiter sind nicht berechtigt irgend-

welche Ansprüche anzuetkennen. "

1. Das Erstqericht erachtete die Klausel zum einen

für den Verbraucher überraschend im Sinne des S 864a ABGB

und zum anderen gröblich benachteiligend im Sinne des S

B'79 Abs 3 ABGB. Schon nach dem Vorbringen der Beklagten
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sei es Aufgabe von Reisefeitern, Reisende zu betreuen und

insbesondere Abhilfe z\) schaffen, ü/enn ein Mangel vor-

liege, und bei kleineren Angelegenheiten bereits im

Urlaub eine Ent.schädigung auszuzahlen oder die Iriahrneh-

mung eines kostenfreien Ausfluges anzubieten. Ein solches

Vorgehen wäre aber schon durch die inkriminierte Klausel

unzulässig. Vielmehr müsste der Reisende nach Zahlung

einer alIfäItigen Entschädigung befürchten, diese nach

dem Urlaub wieder an die Beklagte zurückzahlen zu müssen,

weil der Reiseleit.er gar nicht bef ugt ge\^/esen sei, Ent-

schädigungszahlungen zu leisten bzw irgendwelche Ansprü-

che anzuerkennen. Der Reisende müsse nicht damit rechnen,

dass Reiseleiter zu einem solchen Vorgehen gar nicht

berechtigt seien.

2. Berufunssentscheiduns :

2.1. Die Beklagte führt in der Berufung aus' die

Klausel 10 sei nicht überraschend isd S B64a ABGB. Eine

Vollmachtsbeschränkung sei nach stRsp per se nicht
(objektiv) ungewöhnlich. Auch dass der Reiseleiter
geringfügige Ansprüche vor Ort regulieren könne, führe

nicht zvr ,,Überraschung" des Verbrauchers durch die

inkriminierte Klausel. Mangels einer Definj-tion des Rei-

seleiters im PRG oder in der Pauschalreise-Rl könne kein

Reisender eine schützenswerte Erwartung an eine gänzlich

unbeschränkte Vertretungsmacht eines Reiseleiters haben;

die Vollmachtsbeschränkunq in Klausel 10 könne somit auch

nicht vom dispositiven Recht abweichen oder für den Rei-

senden qar gröblich benachteiligend isd S 819 Abs 3 ABGB

sein. Dem kommt - zumindest im Ergebnis Berechtigung

2.2. Die Klägerin geht nach ihrem erstinstanzl-ichen

Vorbringen davon aus, dass die in der Klausel 10 enthal-
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tene Einschränkung der Vertretungsmacht von Reiseleitern
als solche für Verbraucher überraschend und/oder gröblich

benachteiligend sei. Ob die Beklagte dem Reiseleiter
Vollmacht erteilt hat und falls la, welchen Umfang diese

VoIImacht hat, kann aber nicht vertraglich im VerhäItnis

zwischen der Beklagten und dem Reisenden geregelt werden.

Dies ergibt sich vielmehr einerseits aus dem Verhältnis

zwischen der Beklagten und dem Reiseleiteri und anderer-

seits daraus, ob von der Beklagten zr7 vertretende

Umstände für das Vorliegen einer Anscheinsvollmacht des

Reiseleiters (in einem bestimmten Umfang) sprechen.

Schließlich ist wenn das Vorliegen irgendeiner VolI-
macht feststeht - bei Verbrauchern für den Umfang der

Vol-l-macht auch die gesetzliche Vermutung des S 10 Abs 1

Satz 1- KSchG, aber auch eine dem Verbraucher allenfalls

bewusste Beschränkung der Voflmacht nach S 10 Abs 1 Satz

2 und Abs 2 KSchG maßgeblich. Al1 dies ist jedoch im

fndividualprozess zwischen dem jeweiligen Kunden und der

Beklagten zu klären und berührt nicht die im Verbandspro-

zess zu beurteilende Frage der Zulässigkeit der Klausel

(9 Ob 15/05d; 3 Ob L2/092 [Klausel 28]); ua; vgl auch

bereits oben zu Klausel 3). Da die Einschränkung der Ver-

tretungsmacht eines Reiseleiters gegenüber der Beklagten

rechtlich gar nicht das VertragsverhäItnis der Beklagten

zum Reisenden betrifft, können sich auch aus der in der

Klausel 10 erwähnten Einschränkung der Vertretungsmacht

keine Beschränkungen für die Rechtsposition des Reisenden

innerhalb des Vertrags mit der Beklagten ergeben. Die

Beschränkung der Vertretungsmacht von Reiseleitern a1s

sol-che durch die Beklagte kann daher für den Reisenden

weder den Tatbestand des S B64a ABGB noch jenen des S 819

Abs 3 ABGB erfüllen.
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2.3. Die Kfausel 10 stellt vielmehr (ähnlich wie Pkt

5.1.1 Satz 1 und Satz 3 bei der Klausel 3) den Versuch

der Beklagten dar, dem Verbraucher eine Vollmachts-

beschränkung isd S 10 Abs 1 Satz 2 KSchG bewusst z1)

machen; und zwar j-n dem Sinn, dass Reiseleiter nicht dazu

bevollmächtigt sind, (irgendwelche) Ansprüche anzuerken-

nen (vgl 9 Ob I5/05d; 4 Ob 1'43/7Bk [K]-ausel- 251) . Selbst

ü/enn man das Vorbringen des Klägers betreffend S B64a

ABGB und S 879 Abs 3 KSchG aber auf den Versuch des

Bewusstmachens einer Vollmachtsbeschränkung beziehen

würde, wäre für die Klägerin nichts gewonnen: Denn ein

solcher Versuch kann weder objektiv überraschend noch

gröblich benachteiligend für den Verbraucher sein, sieht

S 10 Abs 1 Satz 2 KSchG doch für den Unternehmer ausdrü-

cklich die Möglichkeit zur Beschränkung des isd S 10 Abs

7 Satz 1 KSchG gesetzlich vermuteten Umfangs der Vertre-

tungsmacht vor. Es muss daher der Beklagten auch der Ver-

such freistehen, ihre Kunden von dieser Beschränkung

durch Mitteilung in ihren RVB - in Kenntnis 21) setzen. Ob

dies gelingt, kann aber wie bereits dargestellt - nur

im Einzel-fall und in Abhängigkeit von der jeweiligen

Bewusstseinslage des Verbrauchers beurteilt werden, weil-

der b1oße Hinweis auf eine Vollmachtsbeschränkung in AGB

und Vertragsformblättern nj-cht dazu ausreicht, die Kennt-

nis des Verbrauchers hinreichend darzutuni erforderlich

ist darüber hinaus, dass der Verbraucher die entsprechen-

den Passagen auch wirklich gelesen und verstanden hat.

Diese Frage hat aber nichts mit der Zulässigkeit der hier
gegenständlichen Klausel zu tun (9 Ob 15/05d; 4 Ob

143/LBk [Klausel 25)). Im Unterschied zvr Klausel 3 weist

die Klausel 10 auch keinen normativen Charakter im Sinne

einer Einverständniserklärung des Reisenden auf, mit der
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er sich ihm nach der sonstigen Rechtslage an sich zuste-

hender Rechte begeben würde.

2.4. Andere Gründe, aus denen die Klausel 10 unzu-

1ässig sein soll, hat die K1ägerin vor dem Erstgericht
nicht herangezogen. Das erstmals in der Berufungsbeant-

wortung erstattete Vorbringen, die Klausel sei auch

intransparent isd S 6 Abs 3 KSchG, verstößt gegen das

auch im Verbandsprozess geltende (10 Ob 14/I5b) - Neue-

rungsverbot des S 482 ZPO. Die K1ägerin hat sich in ers-
ter Instanz nämlich nicht darauf berufen, die Bestimmung

gebe die Rechtslage für den Verbraucher unklar oder

unvollständig wieder. Ihre Ausführungen, wonach Reiselej:-

ter nach dem Vorbringen der Beklagten kleinere Ansprüche

der Reisenden erledigen können, die Zulässigkeit eines

solchen Vorgehens aber die gegenständliche Klausel unter-
binden würde [ON J I Seite 18], bezog sich vielmehr aus-

schließfich auf die objektive Überraschung bzw die gröb-

liche Benachteiligung eines Verbrauchers durch die Reqe-

lung.

2.5. Hinsichtlich Klausel 10 l^/ar der Berufung daher

Folge zu geben und das Klagebegehren abzuweisen.

E. Zur UrteilsveröffentLichunq:
1. Die Beklagte erachtet die Urteilsveröffentlichung

für unzulässig, weil nicht feststehe, welcher Anteil der

von ihr angeboLenen Leistungen auf Aufträge bzw Verträge

mit Verbrauchern in Österreich entfal-le. Aus der von ihr
zj-tierten E 4 Ob 130/03a lässt sich für ihren Standpunkt

aber nichts gewinnen: Zutreffend ist zwar, dass der OGH

im Falle eines weltweit tätigen Beförderungsunternehmens,

das nur zu einem qanz geringen Teil für österreichische
Verbraucher tätig wurde, für ein berechtigtes Interesse
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an einer Urteilsveröffentlichung im Verbandsprozess das

Vorliegen besonderer Umstände verlangte. Der OGH gelangte

im dortigen Fall zum Ergebnis, dass durch die Verwendung

der der (dortigen) Beklagten im Verkehr mit Verbrauchern

untersagten Klauseln nicht zu erwarten sei, dass bereits
ins Gewicht fallende Schäden entstanden seien oder in

Zukunft noch entstehen würden (4 Ob 130/03a) . Dieser

Sachverhalt ist aber mit dem vorli-egenden nicht ver-
gleichbar, hat das Erstgericht doch - unbekämpft

festgestellt, dass die Beklagte als Unternehmerin regel-
mäßig in rechtsgeschäftlichen Kontakt mit österreichi-
schen Verbrauchern tritt, laufend Verträge mit Verbrau-

chern in qanz Österreich abschließt und im geschäftlichen

Verkehr mit Verbrauchern in Österreich AGB, die die hier
inkriminierten Klauseln enthielten, verwende. Darüber

hinaus wurde festgestellt, dass Reisen bei der Beklagten

in Österreich in rund 700 Reisebüros, davon rund 60 TUI-

Reisebüros, gekauft werden können und sich die Beklagte

selbst als ,,Marktführer unLer den Veranstaltern"
beschreibt. Bei gesamthafter Betrachtung können diese

Feststellungen nicht anders verstanden werden, als dass

die inkriminierten Klauseln jedenfalls eine große ZahI

von Verbrauchern in Österreich betrafen und (weiter)

betreffen und damit die Beklagte nicht bloß für einen

r,gätrz geringen Teil der österreichische (n) Verbraucher

tätig wird". Der von der Beklagten behauptete sekundäre

Feststellungsmangel liegt demnach nicht vor.

2. Zweck der Urteilsveröffentlichung ist €sr über

die Rechtsverletzung aufzuklären und den beteiligten Ver-

kehrskreisen Gelegenheit zu geben, sich entsprechend zu

informieren, um vor Nachteilen geschüt.zt zu sein. In der

Regel ist die Urteilsveröffentlichung in einem solchen
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Umfang ztJzusprechen, dass die Verkehrskreise, denen

gegenüber die Rechtsverletzung wirksam geworden ist, über

den wahren Sachverha.l-t bzw den Gesetzesverstoß aufgeklärt

werden (RIS- Justiz RS0721963 lT2, T9l ) . Dass die inkri-

minierten Klausefn bei einer großen ZahL österreichischer
Verbraucher Anwendung fanden, rechtfertigt nach stRsp die

vom Erstgericht angeordnete Urteilsveröffentlj-chung in

einer Samstagsausgabe der ,,Kronen Zeitung" (für viele: 4

ob r71 /r4f) .

3. Dass darüber hinaus ein rechtliches Interesse an

der Urteilsveröffentlichung auch auf der von ihr betrie-

benen Internetseite besteht, zieht die Beklagte in der

Berufung zv Recht nicht mehr in Zweifel (vgl RIS-Justiz

RS0116915) .

4. Eine Abänderung des Urteilsspruchs betreffend das

Veröffentlichungsbegehren, der wie das Klagebegehren auf

,,den klagsstattgebenden Teil des Urteilsspruchs" ver-

weist, ist nicht erforderlich.

III . Kostenentscheidung

1. Die Abänderung des erstgerichtlichen Urtej-ls

macht eine neue Koslenent.schei cluno iir riaq erst instanz-

liche Verfahren erforderlj-ch: Die Klägerin hat. das Unter-

lassungsbegehren zu den insgesamt 10 Klauseln mit EUR

30.500 und das Urteilsveröffentlichungsbegehren mit EUR

4.400 bewertet. Die Klägerin ist bei einer Klausel zvr

Gänze und bei drei weiteren zum Teil unterlegen. Berück-

sichtigt man, dass sich die meisten in diesem Verfahren

gegenständlichen Klauseln in Vüahrheit aus mehreren

rechtlich selbständig ztr beurteilenden - Teilbestimmungen

zusammensetzen, und die Bedeutung jener (Teile der) Klau-

seln, bei denen die Klägerin nicht durchdrang, im Ver-
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gleich zt) jenen der übrigen (Teile der) Klauseln geringer

einzustufen ist, übersteigt der Misserfolg der Klägerin

keine 10% des Gesamtstreitwerts. Da durch diese abgewie-

sene Teilforderung kein besonderer Verfahrensaufwand ver-

ursacht wurde, ist von einem geringfügigen Unterliegen im

Sinn des S 43 Abs 2 erster Fall ZPO auszugehen. Die Klä-

gerin hat also Anspruch auf Ersatz der gesamten Kosten

(M. Bydlinski in Fasching/Konecnys II/I S 43 ZPO Rz I1

und 25). Eine Anpassung der dies aussprechenden Kosten-

entscheidung des Erstgerichts ist daher nicht erforder-

lich.
2. Die Kostenentscheidung im Rechtsmittelverfahren

gründet sich auf S 43 Abs 2 erster Fall iVm S 50 ZPO-

Auch im Berufungsverfahren drang die Beklagte nur bei

einer Klausel zur Gänze und bei drei weiteren Klauseln

teilweise mit der Berufung durch, sodass auch hier von

einem geringfügigen Unterliegen der Klägerin auszugehen

ist und ihr die gesamten Kosten ihrer Berufungsbeantwor-

tung zuzusprechen l^/aren.

IV. Der Ausspruch nach S 500 Abs 2 Z 7 ZPO ergibt

sich aus den hinter den Klauseln stehenden wirtschaftli-

chen Interessen und folgt der unbedenklichen Bewertung

der Klägerin.

v. Dj-e ordentliche Revision ist zulässig. Die Ausle-

gung von Kfauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingunglen,

welche regelmäßig für eine größere Anzahl von Verbrau-

chern bestimmt und von Bedeutung sind, stellt eine erheb-

liche Rechtsfrage isd S 502 Abs L ZPO dar, sofern solche

Klauseln bisher vom Obersten Gerichtshof noch nicht zlJ

beurteilen ri/aren (vgl RIS-Justiz RS0121516) . Die AGB von
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Reiseveranstaftern betreffend Pauschalreiseverträqe vor

dem rechtlichen Hint,ergrund des rnit I.1 .201-8 in Kraft
getretenen PRG wurden soweit überblickbar - vom OGH

noch nicht behandelt.

Oberf andesgericht ülien
1011 Vüien, Schmerlingplatz 11
Abt. 5, am 24. OkLober 2022

Dr. Maria Schrott-Mader
Ef ektronische Ausfertigung

gemäß S 79 GoG


